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1. Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 02/20 „Dorfgemeinschaftshaus Rotberg“ im 

Ortsteil Waltersdorf der Gemeinde Schönefeld umfasst rund 2 ha. Die derzeitige 

Wiesenfläche wird im Norden von der Rotberger Dorfstraße begrenzt und im Osten vom 

Karlshofer Weg. Im Westen schließt ein mit einem Einfamilienhaus bebautes Grundstück 

(Rotberger Dorfstraße 15) an, im Süden landwirtschaftlich genutzte Flächen und ein 

bebautes Grundstück am Karlshofer Weg.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst in der Flur 5 der Gemarkung Rotberg die 

Flurstücke 31/2 und 32. Die Fläche befindet sich im Eigentum der Gemeinde Schönefeld. 

 

Als Plangrundlage dient ein durch einen öffentlich bestellten Vermesser angefertigter Lage-

plan im Maßstab 1: 1.000 mit Stand April 2023 (Katasterunterlagen) bzw. April bis August 

2023 (Örtliche Aufnahme).  

 

2. Anlass und Erfordernis der Planaufstellung 

Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplans 02/20 „Dorfgemeinschaftshaus Rotberg“ der 

Gemeinde Schönefeld ist das Ziel, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Errichtung eines Dorfgemeinschaftshauses in Kombination mit einer Festwiese und Sport- 

und Spielangeboten zu schaffen. 

Mit der Errichtung des Dorfgemeinschaftshauses soll festgestellten Defiziten an 

Räumlichkeiten für Veranstaltungen, Ausstellungen, Vereinsarbeit u.ä. begegnet werden und 

ein bisher fehlender Anlaufpunkt für alle Altersgruppen und möglichst viele 

Interessengruppen in Rotberg geschaffen werden. 

Ein vorliegendes Nutzungskonzept wurde von der Gemeindevertretung einstimmig 

beschlossen und bildet die Grundlage des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens.   

Das Konzept sieht ein vielfältiges und abwechslungsreiches Innenraumangebot für 

unterschiedliche kulturelle und freizeitorientierte Nutzungen vor, ergänzt durch ein breit 

angelegtes Nutzungsangebot im Außenraum mit Spiellandschaft, Sportbereich mit 

Ballspielfeld, Biotop- und Gartenflächen. 

 

Das Dorfgemeinschaftshaus soll im Nordosten des Planungsgebietes verwirklicht werden, 

die öffentliche Grünfläche auf den östlichen Teilflächen dagegen erhalten bleiben und 

planungsrechtlich auch zur temporären Nutzung als Festwiese gesichert werden.  

Eine prägende Baumgruppe in der Mitte des Plangebietes soll mit Erhaltungsbindungen 

belegt werden und durch weitere Begrünungsmaßnahmen ein grünordnerischer Ausgleich 

für bauliche bedingte Eingriffe vor Ort erfolgen. 

 

Zur Umsetzung der genannten Planungsziele ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes 

erforderlich, da die Flächen planungsrechtlich nach § 35 BauGB (Außenbereich) zu 

beurteilen sind.  

Der Aufstellungsbeschluss wurde von der Gemeindevertretung der Gemeinde Schönefeld 

am 10. Juni 2020 mehrheitlich gefasst.  

 

Das Bebauungsplanverfahren wird im Regelverfahren einschließlich einer Umweltprüfung 

und eines zweistufigen Beteiligungsverfahrens (frühzeitige und förmliche Beteiligungen 

gemäß §§ 3 und 4 BauGB) durchgeführt.  

 

Die aufgrund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 ermittelten und bewerteten Belange des 

Umweltschutzes werden im Umweltbericht dargelegt. Dieser bildet gemäß § 2a BauGB einen 

gesonderten Teil der vorliegenden Begründung. 
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3. Ausgangssituation 

3.1 Stadt- und landschaftsräumliche Einbindung, Gebietsentwicklung 

Das Planungsgebiet liegt im Gemeindeteil Rotberg (Ortsteil Waltersdorf), südlich des neuen 

Großflughafens Berlin – Brandenburg (BER), etwa 5,5 km süd-südöstlich vom Ortskern von 

Schönefeld und etwa 3,5 km südwestlich vom Ortszentrum Waltersdorf. Außerhalb der 

Ortslage grenzen allseitig überwiegend landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Die 

Gemeinde Schönefeld gehört zum Landkreis Dahme-Spreewald.  

 

Aufgrund der Entfernung zu den übrigen Ortsteilen und der zerschneidenden Wirkung des 

Großflughafens liegt Rotberg stadträumlich isoliert und die Entfernung zu zentralen 

Einrichtungen und Nahversorgungsangeboten in der Gemeinde ist entsprechend hoch. 

 

Rotberg war bis zu seiner Eingemeindung nach Waltersdorf im Jahr 1998 eine selbständige 

Gemeinde. 

 

Gebietsentwicklung 

Im Jahr 1318 wurde der wahrscheinlich von deutschen Kolonisten gegründete Ort als 

Rodeses erstmals urkundlich erwähnt. Der Ortsname kann sich vom deutschen Wort für 

Rodung ableiten wie auch vom slawischen rot, was so viel wie nasses Gelände bedeutet.  

 

Der Dorfform nach handelt es sich um ein durch Gutsbildung deformiertes Straßendorf. In 

die landwirtschaftlich bewirtschafteten, aber feuchten Flächen südlich vom Dorfkern (Luch) 

wurden ab 1318 Gräben zur Entwässerung eingezogen.  

Rotberg umfasste bereits Mitte des 14. Jahrhunderts 40 Hufen. Aus dieser Zeit stammt auch 

die bis heute erhaltene, ursprünglich aus Feldsteinen erbaute Dorfkirche, wobei der 

Kirchturm erst 1774 errichtet und die Kirche im 19. Jahrhundert mit Backstein in gotischem 

Stil erheblich baulich verändert und ausgebaut wurde. 

 

Bis Anfang des 20. Jahrhunderts war das Dorf als Rotzis bekannt und die Landgemeinde 

umfasste auch ein Vorwerk und die Ortslage Tollkrug mit dem gleichnamigen Gasthaus. 

Insgesamt belief sich die Einwohnerzahl zu dieser Zeit auf rund 300.  

 

1938 erhielt das Dorf den Namen Rotberg und die Einwohnerzahl stieg bis nach Ende des 2. 

Weltkriegs (auch durch den Zuzug von Umsiedlern) auf knapp 400 weiter an.  

 

Mit der Kreisreform von 1952 wurde Rotberg dem neu geschaffenen Kreis Königs 

Wusterhausen im Bezirk Potsdam zugeordnet. Der Ort schrumpfte in den folgenden 

Jahrzehnten kontinuierlich, bis auf unter 200 Einwohner zum Zeitpunkt der Wende 1990.  

 

Im Jahr 1993 wurde der Kreis Königs-Wusterhausen zusammen mit den Kreisen Luckau und 

Lübben zum neuen Landkreis Dahme-Spreewald vereinigt. 1998 erfolgte dann die 

Eingemeindung der selbständigen Gemeinde Rotberg nach Waltersdorf. 

 

Während der ursprüngliche Ortsteil Waltersdorf auch durch großflächige Gewerbestrukturen 

geprägt wird, überwiegt in Rotberg die Wohnnutzung und im Ortskern der dörfliche 

Charakter. Der neu hergestellte Dorfplatz mit dem Backhaus und der Kirche aus dem 14. 

Jahrhundert bildet das Zentrum von Rotberg. Entlang der Rotberger Dorfstraße sind weitere 

zentrale Einrichtungen wie die freiwillige Feuerwehr (Haus Nr. 27) und zwei Gaststätten 

untergebracht. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Landkreis_Dahme-Spreewald
https://de.wikipedia.org/wiki/Waltersdorf_(Sch%C3%B6nefeld)
https://de.wikipedia.org/wiki/Rodung
https://de.wikipedia.org/wiki/Kreis_K%C3%B6nigs_Wusterhausen
https://de.wikipedia.org/wiki/Kreis_K%C3%B6nigs_Wusterhausen
https://de.wikipedia.org/wiki/Bezirk_Potsdam
https://de.wikipedia.org/wiki/Kreis_K%C3%B6nigs_Wusterhausen
https://de.wikipedia.org/wiki/Kreis_Luckau
https://de.wikipedia.org/wiki/Kreis_L%C3%BCbben
https://de.wikipedia.org/wiki/Waltersdorf_(Sch%C3%B6nefeld)
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Der neue Ortsteil Rotberg-Süd am Karlshofer Weg entstand ab 2008. Dorthin wurden auch 

Einwohner des Dorfes Kienberg umgesiedelt, das infolge des Flughafenausbaus aufgegeben 

wurde. 

Der unter der Bezeichnung „Wohnpark Rotberg“ vermarktete Standort umfasst insgesamt 

rund 200 Einfamilienhausgrundstücke beiderseits des Karlshofer Weges und ist mittlerweile 

weitgehend fertig gestellt. Die Wohnnutzung wird ergänzt durch eine 

Kinderbetreuungseinrichtung am Karlshofer Weg 6 (Kita Kunterbunt), die über 50 Plätze 

verfügt und in 3 Gruppen Krippen-, Kindergarten- und Hortkinder von 0 – 12 Jahren betreut. 

 

Nicht zuletzt aufgrund seiner Lage außerhalb der Einflugschneisen des neuen 

Großflughafens, verzeichnet der gesamte Gemeindeteil Rotberg seit Jahren einen hohen 

Zuwachs an Einwohnern und hat mittlerweile die 1000-Einwohner-Marke knapp erreicht 

(rund 940 Einwohner; Stand 01.05.2023). 

Demgegenüber steht ein bedarfsgerechter Ausbau der lokalen Infrastruktur teilweise noch 

aus. Der nächstgelegene zentrale Versorgungsbereich zur Grundversorgung mit Gütern des 

täglichen Bedarfs befindet sich in rund 3,5 km Entfernung im Ortszentrum von Waltersdorf. 

Auch Sport- und Freizeiteinrichtungen sind vor Ort bisher kaum vorhanden. 

 
 
3.2 Realnutzung 

Das rund 2 ha große Plangebiet umfasst derzeit ausschließlich Grün- und Freiflächen. 

Gebäude oder andere bauliche Anlagen sind im Geltungsbereich – mit Ausnahme einer 

technischen Anlage an der Rotberger Dorfstraße (Schmutzwasserpumpwerk) – nicht 

vorhanden. 

Die große Wiesenfläche wird durch eine markante, ortsbildprägende Baumgruppe nahe der 

Rotberger Landstraße in eine westliche und eine östliche Teilfläche untergliedert, weitere 

Gehölzpflanzungen befinden sich ganz im Südwesten des Plangebietes. 

 

Am Karlshofer Weg befindet sich – noch im Geltungsbereich – ein Spielplatz mit 

Sandspielfläche, verschiedenen Spielgeräten wie Schaukel, Wippe, Rutsche, Klettergerüsten 

und Tischtennisplatte sowie ein eingezäuntes Ballspielfeld. Daneben existiert eine 

Feuerstelle mit Sitzgelegenheiten für kleinere Gruppen. 

 

Mit Ausnahme der Grundstücke direkt am Karlshofer Weg werden die Flächen südlich des 

Plangebietes landwirtschaftlich genutzt. Am Karlshofer Weg selbst grenzt unmittelbar an den 

Geltungsbereich des Bebauungsplans ein mit einem Einfamilienhaus bebautes 

Wohngrundstück (Karlshofer Weg 3) an, daneben befindet sich ein intensiv gewerblich 

genutztes Grundstück (Karlshofer Weg 5). Die dortige Autowerkstatt ist auf die Restauration, 

Motoreninstandsetzung und Karosseriearbeiten an historischen Fahrzeugen (vor allem 

Rennwagen) spezialisiert und mit einer großflächigen Halle bebaut. Auch die 

Grundstücksfreiflächen sind weitgehend versiegelt. Der Betrieb  gehört einer bekannten 

Motorsportgruppe bzw. einem Rennfahrerteam und richtet vor Ort auch größere Events aus.  

Im Osten schließt der dörflich geprägte Ortskern von Rotberg an, nördlich und östlich des 

Plangebietes dominieren Wohnnutzungen in Form von Einfamilienhausgrundstücken. 

 
 
3.3 Natur und Landschaft 

Topographie und Geologie 

Das Plangebiet befindet sich regionalgeologisch im Bereich der Teltow-Hochfläche, die vor 

rund 20.000 Jahren in der Weichseleiszeit entstand. Das Teltowplateau ist geprägt durch 

https://de.wikipedia.org/wiki/Kienberg_(Sch%C3%B6nefeld)
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eine flache Grundmoräne mit Böden aus glazialen Sedimenten einschließlich ihrer 

periglazialen Überprägungen. Das typische Sediment der Grundmoräne ist der 

Geschiebemergel/-lehm, den der Gletscher ablagerte. 

 

Das Plangebiet weist eine weitgehend ebene Topographie auf. Nach örtlicher Messung 

liegen die Fläche auf einer Höhe von 39 bis 40 m über Normalhöhennull (NHN). 

 

Baugrund, Boden und Versiegelung 

Nach der geologischen Übersichtkarte 1:25.000 des Landesamtes für Bergbau, Geologie 

und Rohstoffe (LBGR) befinden sich im unmittelbaren Einmündungsbereich des Karlshofer 

Wegs in die Rotberger Dorfstraße Grundmoränenbildungen mit Schluff, stark sandig, 

schwach kiesig bis kiesig, mit Steinen. Südlich davon grenzen Ausfällungsbildungen 

(Kalkausfällungen) mit Moor- und Wiesenmergel an. 

 

Das Plangebiet ist bisher fast vollständig unversiegelt. Lediglich im Bereich des Spielplatzes  

(u.a. Ballspielfeld) und im Nahbereich der Rotberger Landstraße (techn. Infrastruktur) sind 

einzelne befestigte Flächen vorhanden. 

 

Hinweise auf Boden- und/oder Kampfmittelbelastungen sind nicht bekannt. Auch im 

Flächennutzungsplan ist keine Altlasten- oder Altlastenverdachtsfläche dargestellt. 

 

Grundwasser und Oberflächengewässer 

Angaben zum Grundwasserflurabstand im Plangebiet liegen zurzeit nicht vor. Entsprechende 

Aussagen werden im weiteren Verfahren ergänzt. 

 

Im Plangebiet befinden sich untergeordnete Entwässerungsgräben, die in den weiter südlich 

verlaufenden Rotberger Flutgraben entwässern. Andere Oberflächengewässer sind im 

Plangebiet nicht vorhanden.  

 

Aufgrund der vorherrschenden Bodenverhältnisse ist eine Versickerung von 

Niederschlagswässern im gesamten Plangebiet schwierig.  

 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Trinkwasserschutzzonen. 

 

Vegetation 

Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich eine erhaltenswerte Baumreihe, die das Orts- 

und Landschaftsbild des Bereichs mit prägt. Es handelt sich um drei Weiden, zwei Ahorne, 

einen Walnuss- und einen Apfelbaum. Vor allem die Weiden und der Walnussbaum weisen 

Stammumfänge von 1,5 bis 3 Meter und Kronendurchmesser von 10 bis 12 Metern auf und 

sind als besonders schützenswert einzustufen. Alle Bäume der Gruppe unterliegen aufgrund 

ihres Stammumfangs der Baumschutzverordnung des Landkreises Dahme-Spreewald.  

Südöstlich davon befindet sich am Rande des Spielplatzes eine weitere Gehölzgruppe aus 

jüngeren Pflaumenbäumen, die aber nicht unter den Schutz der benannten 

Baumschutzverordnung fallen. 

Bei den an das Plangebiet angrenzenden Straßenbäume entlang der Rotberger Dorfstraße 

(Linden) und des Karlshofer Weges (Kirschpflaumen) handelt es sich um gesetzlich 

geschützte Teile von Natur und Landschaft gemäß § 17 (Alleen) des Brandenburgischen 

Naturschutzausführungsgesetzes (BbgNatSchAG). Die entsprechenden Schutzvorschriften 

des § 17 BbgNatSchAG zum Schutz der Alleen sind zu beachten. 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Grundmor%C3%A4ne
https://de.wikipedia.org/wiki/Sedimentgestein
https://de.wikipedia.org/wiki/Geschiebemergel
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Zu weiterhin vorhandenen Baum- und Gehölzbeständen ganz im Südwesten des 

Plangebietes können zum jetzigen Zeitpunkt keine konkreteren Aussagen getroffen werden, 

da diese im Rahmen der Vermessung nicht miterfasst wurden. 

Auch Aussagen zur Wertigkeit der weitläufigen Wiesenflächen (Scherrasen) und 

Grabenläufen und zum Vorkommen ggf. geschützter Pflanzenarten müssen im weiteren 

Verfahren ergänzt werden. 

Zum jetzigen Zeitpunkt ist weiterhin nicht bekannt, ob sich ggf. geschützte Biotope nach 

Brandenburgischem Naturschutzgesetz im Plangebiet befinden. 

 

Artenschutz 

Im Vorgriff auf die teilweise Überplanung vorhandener Freiflächen wurde ein 

artenschutzfachliches Gutachten erstellt und das betroffene Areal dabei auf ein Vorkommen 

besonders geschützter Tier- und Pflanzenarten hin untersucht.  

Die Feststellung der im Untersuchungsgebiet vorkommenden Arten erfolgte anhand von fünf 

Geländebegehungen zwischen April und Juni 2023 bei überwiegend trockenwarmer 

Witterung. Die Ergebnisse der Begutachtung werden im Folgenden knapp 

zusammengefasst.  

 

Eine Brutvogelkartierung ergab den Nachweis von zwei Vogelarten, der Kohlmeise (Parus 

major) und dem Star (Sturnus vulgaris), mit jeweils einem Brutrevier. Ihre Nistplätze befinden 

sich jeweils in Baumhöhlungen im nördlichen Bereich des Plangebiets. Bei der Erfassung 

von Fledermäusen konnten im Ergebnis mehrmaliger Detektorbegehungen nur die 

Zwergfledermaus, bei der es sich um eine geschützte Art nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

handelt, bei der Jagd über dem Plangebiet festgestellt werden. Zur Jagd nutzt sie 

hauptsächlich die Leitlinien entlang der Baumreihen, wobei grundsätzlich das gesamte 

Plangebiet als Jagdhabitat zu betrachten ist. Mögliche Quartiere wären potentiell in den 

Bäumhöhlungen der Gehölze im nördlichen Plangebiet vorhanden, wo sich auch die 

Nistplätze der nachgewiesenen Vogelarten befinden. Eine aktuelle Nutzung durch 

Fledermäuse konnte jedoch im Rahmen der Begutachtung nicht nachgewiesen werden. 

 

Sichtungen und Nachweise von Reptilien blieben trotz intensiven Absuchens aus. Dies 

könnte nach Einschätzung der Gutachter daran liegen, dass auf der Fläche keine vertikalen 

Versteckstrukturen (z.B Totholzhaufen) existieren. Darüber hinaus ist der Druck durch 

Prädatoren in Form von räuberischen Vögeln (z.B. Krähen) sowie Hauskatzen aus 

umliegenden Siedlungsgebieten relativ groß. Die Fläche bietet außerdem keinen potentiellen 

Lebensraum für Reptilien, da sie im Wesentlichen aus Scherrasen, Gehölzreigen und einem 

Abzuggraben besteht und keine sandigen Offenbereiche zur (besonnten) Eiablage 

vorhanden sind.  

 

Im Hinblick auf ein mögliches Amphibienvorkommen wurde festgestellt, dass sich im 

Plangebiet kein dauerhaftes Gewässer befindet, das für diese als Laichgewässer in Frage 

kommt. So führt der Graben an der südlichen Plangebietsgrenze nur temporär Wasser. Ein 

intensives Absuchen ergab keinen Nachweis auf Lurche jeglicher Art. Auch Lautäußerungen 

waren gemäß dem Gutachten nicht zu vernehmen. Somit wird eine Nutzung als 

Landlebensraum durch Amphibien ausgeschlossen. 

 

Landschafts- und Ortsbild 

Das Plangebiet liegt eingebettet in einen durchgrünten Siedlungsbereich mit 

Einfamilienhäusern und dörflichen Strukturen. Der Bereich selbst besitzt 

Grünflächencharakter. 
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3.4 Umweltsituation 

Lärmimmissionen 

In der Gemeinde Schönefeld sind sowohl Belastungen durch Straßen- und 

Schienenverkehrslärm als auch durch Fluglärm zu verzeichnen. Die Ortslage Rotberg weist 

jedoch mit dem Pegelbereich LDEN (24 Stunden) zwischen 55 – 60 dB(A) vergleichsweise 

moderate Lärmbelastungen durch den neuen Großflughafen BER auf.  

Im Rahmen der Lärmaktionsplanung wurde für das Prognosejahr 2023 im Tagesschnitt LDEN 

eine Gesamtlärmbelastung – Straße, Schiene, Luft – von 60 bis 65 dB(A) ermittelt.  

 

Straßenverkehrslärm geht vor allem von der Rotberger Dorfstraße aus. Angaben zur 

konkreten Lärmbelastung werden im Ergebnis einer schalltechnischen Untersuchung im 

weiteren Bebauungsplanverfahren ergänzt. Schienenverkehrslärm ist für Rotberg 

unerheblich. 

 

Kampfmittel und Altlasten 

Erkenntnisse über Bodenbelastungen durch ehemalige Nutzungen oder Kampfmittel liegen 

nicht vor. 

 

Klima und Luft 

Die Wiesenfläche mit Bezug zur offenen Landschaft besitzt voraussichtlich eine Bedeutung 

als Kaltluftentstehungsgebiet.  

 
 
3.5 Verkehrliche Erschließung 

Kfz-Verkehr 

Künftige Nutzungen im Bebauungsplangebiet können im Grundsatz sowohl von der 

Rotberger Dorfstraße (L 402) aus als auch über den Karlshofer Weg erschlossen werden.  

Da sich die betroffenen Flächen innerhalb einer Ortsdurchfahrt der Landesstraße L 402 

gemäß § 5 Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG) befinden, sind auch an der 

Rotberger Dorfstraße neue Grundstückszufahrten rechtlich zulässig, da Ortsdurchfahrten 

auch zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmt sind. Vor allem bei 

verkehrsintensiveren Nutzungen sind aber Belange der Sicherheit und Leichtigkeit des 

fließenden Verkehrs zu berücksichtigen.  

 

Die Rotberger Dorfstraße (L 402) stellt als Landesstraße zweiter Ordnung nach Westen – 

über die L 40 in Dahlewitz – die Verbindung zur Bundesstraße B 96 (mit Anschluss an die 

Autobahn A 10 „Berliner Ring“) her. Im Osten quert die L 402 die Autobahn A 113 ohne 

Auffahrtmöglichkeit und führt weiter in Richtung Zeuthen. In ihrer Funktion als Landesstraße 

weist die Rotberger Dorfstraße einen hohen Anteil an Durchgangsverkehren auf. Die damit 

verbundene Lärm- und Schadstoffbelastung beeinflusst die Standortqualität und die 

möglichen Nutzungsoptionen angrenzender Flächen. 

Die Rotberger Dorfstraße verfügt über eine etwa 6,5 bis 7,0 m breite asphaltierte Fahrbahn 

und beidseitig schmale befestigte Gehwege.  

 

Der Karlshofer Weg ist eine Gemeindestraße mit einer ebenfalls asphaltierten, etwa 6 m 

breiten Fahrbahn. Sie verfügt über ein vergleichsweise geringes Verkehrsaufkommen. 

 



Gemeinde Schönefeld Bebauungsplan 02/20 „Dorfgemeinschaftshaus Rotberg“, OT Waltersdorf 

Begründung Seite 9  

Öffentlicher Nahverkehr 

Im Gemeindeteil Rotberg ist eine Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr nur 

zeitlich eingeschränkt vorhanden. Hier verkehrt die Buslinie 741, die hauptsächlich auf die 

Beförderung von Schulkindern ausgerichtet ist daher nur unregelmäßig und weitgehend auf 

Werktage beschränkt (im Zeitraum zwischen 7.00 und 19.00 Uhr) allenfalls im Stundentakt 

fährt. Am Wochenende werden lediglich einzelne Fahrten angeboten.  

Die Linienführung über die Rotberger Dorfstraße und den Karlshofer Weg ermöglicht eine 

Anfahrt des Bahnhofs Schönefeld über Schulzendorf und Waltersdorf. Eine Haltestelle 

(Rotberg, Dorfstraße) befindet sich auf Höhe des Plangebietes. 

Die Gemeinde Schönefeld wird in ihren Ortsteilen durch mehrere Buslinien verschiedener 

Busunternehmen erschlossen und mit wichtigen Zugangspunkten zum Berliner S- und U-

Bahnnetz verbunden. Der Bahnhof Schönefeld ist darüber hinaus in das Regional- und 

Fernverkehrsnetz eingebunden. 

 

Durch die weiten Wege und das geringe ÖPNV-Angebot ist Rotberg bisher stark vom 

motorisierten Individualverkehr (MIV) abhängig. Um eine verstärkte Nutzung des Fahrrads zu 

unterstützen, sollen zusätzliche Fahrradstrecken ausgebaut werden. 

 

3.6 Technische Infrastruktur 

An das Plangebiet angrenzend befinden sich bereits erschlossene, baulich genutzte 

Grundstücke. Insofern kann davon ausgegangen werden, dass auch die Ver- und 

Entsorgung des Planungsgebietes über die in der Rotberger Dorfstraße und dem Karlshofer 

Weg verlaufenden Medien erfolgen kann.  

Genauere Informationen zur Ver- und Entsorgung sowie zur Löschwasserversorgung werden 

im Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB, die auch eine Beteiligung 

der Leitungsträger und der Feuerwehr umfasst, ergänzt. 

 

Im Norden des Geltungsbereichs an der Rotberger Dorfstraße besteht ein Standort des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes. Dabei handelt es sich um ein 

Schmutzwasserpumpwerk. 

 

3.7 Eigentumsverhältnisse 

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans gelegenen Flächen befinden sich vollständig 

im Eigentum der Gemeinde Schönefeld, die angrenzenden Straßenverkehrsflächen ebenso. 

 

3.8 Geltendes Planungsrecht 

Ein rechtskräftiger Bebauungsplan liegt für das Plangebiet nicht vor. Die Genehmigungs-

fähigkeit von Vorhaben entscheidet sich demnach auf der Grundlage von § 34 (im Zusam-

menhang bebaute Ortsteile) und § 35 Baugesetzbuch (Außenbereich).  

 

Trotz der Lage des Bebauungsplans in der Ortsmitte von Rotberg ist eine Genehmigung von 

Vorhaben hier auf der Grundlage von § 34 BauGB jedoch nicht möglich. Denn entscheidend 

für die Beurteilung als „im Zusammenhang bebauter Ortsteil“ ist nicht die allgemeine Lage, 

sondern vielmehr, ob die umgebende Bebauung die zu bebauenden Flächen bzw. 

Grundstücke mitprägt. Im Falle von größeren Baulücken ist dabei ausschlaggebend, ob der 

Eindruck der Geschlossenheit (Zusammengehörigkeit) trotzdem gegeben ist. Die Bewertung 

muss aufgrund der konkreten örtlichen Verhältnisse im Rahmen einer Einzelfallentscheidung 

erfolgen.  
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Vorliegend wird der Siedlungszusammenhang durch die ausgedehnte Wiesenfläche sichtbar 

unterbrochen und es fehlt an baulichen Anlagen, die geeignet wären, den notwendigen 

Bebauungszusammenhang zu den angrenzenden Wohngrundstücken herzustellen. Insofern 

besteht kein Baurecht gemäß § 34 BauGB und es ist § 35 BauGB als geltendes 

Planungsrecht heranzuziehen.  

 

Eine Realisierung der Bauvorhaben wäre auf der Grundlage von § 35 BauGB nicht zulässig 

und die Umsetzung der Planungsziele erfordert daher die Aufstellung eines 

Bebauungsplanes. 

 

 

4. Planungsbindungen 

4.1 Ziele und Grundsätze der Raumordnung und der Landesplanung 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne der Gemeinden den übergeordneten 

Grundsätzen und Zielen der Landesplanung und Raumordnung anzupassen. Neben 

allgemeinen Vorgaben aus dem Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes sind im Rahmen 

der verbindlichen Bauleitplanung insbesondere Landesentwicklungs- und Regionalpläne zu 

beachten. 

 

Ziele der Raumordnung und Landesplanung ergeben sich aktuell aus dem Landesentwick-

lungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und dem Landesentwicklungsplan für die Hauptstadt-

region Berlin-Brandenburg (LEP HR). Mit dem LEP HR wird das LEPro 2007 konkretisiert 

und damit der Beitrag der Raumordnung zur Entwicklung des Gesamtraumes ergänzt.  

 

Für das Planungsgebiet im Nahbereich des neuen Großflughafens BER sind darüber hinaus 

auch die Aussagen des Landesentwicklungsplans Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) 

maßgeblich. 

 

Die Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung wird im 

Rahmen der frühzeitigen Beteiligung durch die Gemeinsame Landesplanungsabteilung 

Berlin-Brandenburg und die regionale Planungsgemeinschaft überprüft. 

 

Landesentwicklungsprogramm 2007  

Das Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) stellt den übergeordneten Rahmen 

der gemeinsamen Landesplanung der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg dar. Das im 

Land Brandenburg am 18. Dezember 2007 beschlossene Programm ist am 1. Februar 2008 

in Kraft getreten. Es dient als Grundlage für alle nachfolgenden Planungsebenen. 

 

Das LEPro 2007 sieht vor, die Hauptstadtregion gemäß § 3 Abs. 1 LEPro 2007 nach den 

Prinzipien der zentralörtlichen Gliederung zu entwickeln. Dabei soll die Siedlungsentwicklung 

gem. § 5 Abs. 1 LEPro 2007 auf Zentrale Orte und raumordnerisch festgelegte 

Siedlungsbereiche ausgerichtet werden. Innenentwicklung hat generell Vorrang vor 

Außenentwicklung und es werden verkehrssparende Siedlungsstrukturen und eine 

verbrauchernahe Grundversorgung der Bevölkerung angestrebt. 

 

Das Flughafenumfeld liegt innerhalb des Regionalen Wachstumskerns „Schönefelder Kreuz“, 

dem die Gemeinden Schönefeld, Wildau und Königs Wusterhausen angehören. Die 

„Airportregion BER“ wird damit in ausgewählten wirtschaftlichen Branchen durch das Land 

Brandenburg besonders gefördert. 
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Gemäß § 6 LEPro 2007 sind siedlungsbezogene Freiräume für die Erholung zu sichern und 

ihre weitere Zerschneidung ist zu vermeiden. Freiräume mit hochwertigen Schutz-, Nutz- und 

Sozialfunktionen sollen in einem Freiraumverbund entwickelt werden. 

 

Landesentwicklungsplan für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 

Der zum 1. Juli 2019 in Kraft getretene Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-

Brandenburg (LEP HR - GVBl. II 2019, Nr. 35) konkretisiert als überörtliche und 

zusammenfassende Planung die Grundsätze der Raumordnung des LEPro 2007 und setzt 

einen Rahmen für die künftige Entwicklung in der Hauptstadtregion.  

 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans sind dabei folgende Ziele und 

Grundsätze des LEP HR relevant: 

 

- Übergemeindlich wirkende Angebote der Daseinsvorsorge sind in zentralen Orten zu 

konzentrieren (Z 3.1 LEP HR). 

- Mittelzentren (Z 3.6) kommt eine gehobene Funktion der Daseinsvorsorge mit 

überörtlicher Bedeutung zu, sie übernehmen die Versorgungsfunktionen für den 

Verflechtungsbereich. Mittelzentren in Funktionsteilung nehmen gemeinsam 

mittelzentrale Funktionen für ihren Verflechtungsraum wahr. 

- Die Siedlungsentwicklung ist auf Innenentwicklung zu konzentrieren. Dabei kommt der 

Funktionsmischung eine besondere Bedeutung zu (G 5.1). 

- In Gemeinden/ Gemeindeteile, die in der Hauptkarte des LEP HR nicht als 

"Gestaltungsraum Siedlung" festgelegt wurden, ist eine Wohnsiedlungsentwicklung nur 

für den örtlichen Bedarf im Rahmen der Eigenentwicklung möglich (Z 5.5). 

- Bestehende Freiräume sind in ihrer Multifunktionalität zu erhalten und zu entwickeln. 

Bei Inanspruchnahme ist den Belangen des Freiraumschutzes besonderes Gewicht 

beizumessen (G 6.1). 

 

In der Festlegungskarte des LEP HR ist die Gemeinde Schönefeld als Mittelzentrum in 

Funktionsteilung mit der Gemeinde Wildau festgelegt (Z 3.6). Beide Gemeinden übernehmen 

insofern zusammen die Versorgungsfunktion für den gemeinsamen Verflechtungsraum. 

Darüber hinausgehende zeichnerische Festlegungen für den Ortsteil Rotberg werden nicht 

getroffen.  

Rotberg liegt nicht im „Gestaltungsraum Siedlung“ (Z 5.6), der den Schwerpunkt für die 

Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen bildet, ist aber auch nicht Bestandteil des 

dargestellten Freiraumverbundes (Z 6.2).  

 

Die Lage des Plangebietes im Zentrum von Rotberg und die angestrebte Unterbringung von 

Gemeinbedarfseinrichtungen entsprechen dem Grundsatz der Innenentwicklung und dem 

Ziel der Daseinsvorsorge für den örtlichen Bedarf. Insofern ist die geplante 

Siedlungsentwicklung an dieser Stelle mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 

 

Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung 

Die flughafenspezifischen Ziele und Grundsätze der Landesplanung sind im 

Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) von 2006 festgelegt.  

Der LEP FS enthält u. a. planerische Festlegungen zur Sicherung der Flughafenfläche, zu 

Trassen und Korridoren der Verkehrsanbindung sowie eine Planungszone zur 

Siedlungsbeschränkung und zur Bauhöhenbeschränkung. 

 

Die Gemeinde Schönefeld liegt im engeren Wirkbereich des Flughafens BER. Hier besteht 

gemäß Grundsatz G 10 des LEP FS ein besonderer Handlungsbedarf aufgrund der von dem 

Flughafenausbau ausgehenden Wachstumsdynamik. Ziel ist eine abgestimmte 
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Umfeldentwicklung der benachbarten Gemeinden in Brandenburg, der angrenzenden 

Berliner Bezirke und dem Flughafen BER.  

 

Gemäß Grundsatz G 11 sind für den gemeindeübergreifenden „Handlungsschwerpunkt 

Flughafenumfeldentwicklung“ folgende Handlungsziele maßgeblich: Stärkung der 

zentralörtlichen Funktion und Konzentration der Siedlungsentwicklung, Ausgleich 

funktionaler Defizite und flughafeninduzierter Belastungen, ökologisch wirksame Aufwertung 

der Landschaft, Gewerbeflächensicherung und -entwicklung und Entwicklung der 

verkehrlichen Infrastruktur für die Flughafenerschließung. 

 

In der festgelegten „Planungszone Siedlungsbeschränkung“ im unmittelbaren Umfeld der 

Flughafenfläche sowie in den An- und Abflugbereichen soll im Sinne der Konfliktminimierung 

der Zuwachs an Wohnnutzungen und lärmempfindlichen Einrichtungen begrenzt bzw. 

ausgeschlossen werden.  

Der Gemeindeteil Rotberg und somit auch die Flächen im Geltungsbereich des vorliegenden 

Bebauungsplans befinden sich aber bereits außerhalb der „Planungszone 

Siedlungsbeschränkung“.  

Innerhalb der räumlich weiter gefassten „Planungszone Bauhöhenbeschränkung“ dürfen 

keine Vorhaben geplant werden, die die Hindernisfreiheit des Flugbetriebes und damit auch 

die Flugsicherheit beeinträchtigen können. Die vor diesem Hintergrund zulässigen Bauhöhen 

werden differenziert festgesetzt.  

Im Plangebiet beträgt die zulässige Bauhöhe bis 72 m über NHN, d.h. rund 32 m über 

Geländeniveau. Diese maximale Bauhöhe entspricht auch den Aussagen der im Rahmen 

der Planfeststellung erfolgten Festlegung von Bauschutzbereichen. 

 

Auf der Grundlage des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (FluglärmG) wurde 2013 eine 

Verordnung über die Festsetzung des Lärmschutzbereichs für den Verkehrsflughafen Berlin 

Brandenburg durch die Landesregierung Brandenburg beschlossen. Innerhalb des Lärm-

schutzbereichs bestehen unter anderem Einschränkungen für bauliche Nutzungen, Anforde-

rungen an den Schallschutz baulicher Anlagen und gegebenenfalls Erstattungsansprüche für 

Maßnahmen des baulichen Schallschutzes. Der Lärmschutzbereich umfasst die Tag-

Schutzzonen 1 und 2 sowie eine Nacht-Schutzzone.  

Rotberg liegt außerhalb des festgelegten Lärmschutzbereichs. 

 

Regionalplanung 

Der Regionalplan Lausitz-Spreewald liegt im Entwurf aus dem Jahr 1999 vor, ein 

Satzungsbeschluss erfolgte seinerzeit nicht; insofern existiert für die Region kein 

rechtskräftiger Regionalplan. 

 

Am 20. November 2014 wurde ein Aufstellungsbeschluss zur Erstellung eines (neuen) 

Integrierten Regionalplans Lausitz-Spreewald gefasst, seine inhaltliche Gliederung wurde am 

28. November 2018 beschlossen. Im September 2021 startete das sog. Scoping, d.h. die 

Festlegung des Untersuchungsrahmens für die Umweltprüfung. Insofern befindet sich das 

Aufstellungsverfahren noch in einem frühen Planungsstadium und aktuelle 

regionalplanerische Ziele liegen derzeit nur sehr eingeschränkt vor. 

 

Der vorgezogen bearbeitete, sachliche Teilregionalplan "Grundfunktionale Schwerpunkte“ 

wurde am 17. Juni 2021 von der Regionalversammlung der Regionalen Planungs-

gemeinschaft Lausitz-Spreewald beschlossen. Über die Festlegung der Gemeinde 

Schönefeld als Mittelzentrum in Funktionsteilung mit der Gemeinde Wildau hinausgehend 

trifft dieser Teilregionalplan jedoch keine Festlegungen für das Plangebiet. 

 



Gemeinde Schönefeld Bebauungsplan 02/20 „Dorfgemeinschaftshaus Rotberg“, OT Waltersdorf 

Begründung Seite 13  

Der sachliche Teilregionalplan "Windenergienutzung" vom 16. Juni 2016 wurde durch das 

OVG Berlin-Brandenburg für unwirksam erklärt (Urt. v. 23.05.2019, 2 A 4.19). Eine 

Neufassung liegt im Entwurf vor und befindet sich derzeit in der förmlichen 

Öffentlichkeitsbeteiligung. Die in diesem Teilregionalplan festgelegten Vorranggebiete für die 

Windenergienutzung sind aufgrund ihrer deutlichen Entfernung zum Plangebiet – das 

nächstgelegene liegt bei Uckley östlich von Zeuthen – nicht relevant. 

 
 
4.2 Flächennutzungsplan 

Nach den Darstellungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplans (FNP) der Gemeinde 

Schönefeld (Stand der 2. Änderung 15. März 2019) sind die östlichen Teilflächen im 

Geltungsbereich des Bebauungsplans Bestandteil eines Mischgebietes, das entlang des 

Karlshofer Weges (in einer Grundstücks-/Bautiefe) von der Rotberger Dorfstraße bis zum 

Straßenversatz auf Höhe der Hausnummer 9 reicht. Jenseits der Rotberger Dorfstraße und 

des Karlshofer Weges schließen Allgemeine Wohngebiete an. 

 

Die westlichen Teilflächen des Bebauungsplangebietes sind als öffentliche Grünfläche und 

als private Grünfläche „Gärten“ dargestellt. Der Bereich eines nachrichtlich in den FNP 

übernommenen flächigen Bodendenkmals in der historischen Ortslage tangiert Teile der 

Grünfläche. 

 

Im Zuge der Rotberger Dorfstraße und des Karlshofer Weges sind überörtliche 

Leitungstrassen (Trinkwasser, Abwasser, Gas) dargestellt. 

 

Ebenfalls nachrichtlich in den FNP übernommen wurde die nördlich von Rotberg verortete 

Planungszone Siedlungsbeschränkung gemäß LEP FS sowie die Bauhöhenbeschränkung 

von vorliegend 72 m über NHN. Im Hinblick auf die Hindernisfreiheit wird eine 

Horizontalfläche von 45 m über FBP dargestellt (nachrichtliche Übernahme aus der 

BMWBW-Richtlinie über die Hindernisfreiheit für Start- und Landebahnen mit 

Instrumentenflugbetrieb vom 02.11.2001 für den planfestgestellten Verkehrsflughafen Berlin-

Schönefeld).  

 

Im Hinblick auf das Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB muss im weiteren 

Planverfahren noch überprüft werden, ob der Bebauungsplan mit seinen beabsichtigten 

Festsetzungen aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden kann, oder eine Änderung 

des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren erforderlich wird. 

Ein etwaiges Anpassungserfordernis beschränkt sich auf die dargestellten 

Mischgebietsflächen entlang des Rotberger Wegs und das dort geplante 

Dorfgemeinschaftshaus, während die auf den westlichen Teilflächen geplante Festsetzung 

als öffentliche Grünfläche in jedem Fall dem Entwicklungsgebot entspricht. Die flächenhafte 

Ausdehnung im Bebauungsplan und im FNP muss dabei aufgrund der unterschiedlichen 

Maßstäblichkeiten der beiden Planwerke nicht zwangsläufig deckungsgleich sein. 

 

Der Gebietscharakter von Mischgebieten ist gemäß § 6 Abs. 1 BauNVO geprägt durch das 

Nebeneinander von Wohnen und Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich 

stören. Beide Nutzungen sollen dabei gleichwertig und gleichgewichtig nebeneinander 

bestehen. 

Für das geplante Dorfgemeinschaftshaus ist im Bebauungsplan eine Festsetzung als Fläche 

für den Gemeinbedarf vorgesehen. Auf den übrigen im FNP als gemischte Baufläche 

festgesetzten Grundstücken entlang des Karlshofer Wegs sind eine Autowerkstatt und ein 

Wohnhaus vorhanden. Insofern ist zu klären, ob auf den notwendigen Wohnflächenanteil im 
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Sinne eines Mischgebietes auch das Dorfgemeinschaftshaus – als wohnungsbezogene 

Grundversorgungs- und Gemeinbedarfseinrichtung und damit Wohnzwecken dienend – 

zumindest teilweise anrechenbar ist. 

 
 
4.3 Landschaftsplanung 

Das Landschaftsprogramm Brandenburg (LaPro) wurde 2001 aufgestellt. Es enthält 

Leitlinien, Entwicklungsziele, schutzgutbezogene Zielkonzepte und die Ziele für die 

naturräumlichen Regionen Brandenburgs zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der 

Landschaft im besiedelten und unbesiedelten Bereich. Übergeordnetes Ziel ist die Sicherung 

der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes als Lebensgrundlage für den Menschen und als 

Voraussetzung für seine Erholung in Natur und Landschaft unter Berücksichtigung aller 

Naturgüter. 

 

Handlungsschwerpunkte liegen in der nachhaltigen Sicherung der Leistungsfähigkeit des 

Naturhaushaltes etwa durch den Erhalt großräumiger, störungsarmer Landschaftsräume 

oder die Entwicklung der Freiräume im Berliner Umland. Weiter sollen Nutzungen wie 

Landwirtschaft, Fischerei oder Siedlung umweltverträglich entwickelt werden. Auch die 

Entwicklung eines landesweiten Schutzgebietssystems und der Aufbau des europäischen 

Schutzgebietsystems Natura 2000 sind im Landschaftsprogramm verankert. 

 

Das LaPro wird zurzeit in einem sachlichen Teilplan "Biotopverbund Brandenburg" 

fortgeschrieben, welcher im Entwurf vorliegt. 

 

Für das Plangebiet in der Ortsmitte von Rotberg können die Verbesserung der Umwelt- und 

Lebensqualitäten in den Siedlungsbereichen sowie die besondere Beachtung der Regeln 

grundwasserschonender Bewirtschaftung als beachtliche Entwicklungsziele benannt werden.  

 

Die Darstellungen des Landschaftsprogramms sind gem. § 3 BbgNatSchG von Behörden 

und öffentlichen Stellen zu berücksichtigen und unterliegen dem Abwägungsgebot. Die 

raumbedeutsamen Erfordernisse und Maßnahmen werden als Ziele der Raumordnung in die 

Landesplanung übernommen. Landschaftsrahmenpläne auf Landkreisebene sowie 

Landschaftspläne auf Gemeindeebene konkretisieren das Landschaftsprogramm inhaltlich 

und räumlich. Sie stellen die überörtlichen bzw. örtlichen Ziele, Maßnahmen und 

Erfordernisse des Naturschutzes dar und dienen der nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der 

Naturgüter und der nachhaltigen Sicherung der Biodiversität. 

 

Die aktuell relevanten örtlichen Entwicklungsziele der Landschaftsplanung für Rotberg 

werden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung abgefragt und nachfolgend in der 

Begründung dargelegt.  

 
 
4.4 Angrenzende Bebauungspläne 

Unmittelbar an den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans grenzen keine 

festgesetzten oder in Aufstellung befindlichen Bebauungspläne an. 

 

Weiter südöstlich sind beiderseits des Karlshofer Wegs die festgesetzten Bebauungspläne 

„Rotberg 1“, „Rotberg 2“, „Rotberg 3“ und Nr. 13 „Am Karlshofer Weg“ vorhanden, die mit 

ihren Festsetzungen jeweils die Entwicklung von zusätzlichen Siedlungsflächen für den 

Einfamilienhausbau ermöglichten. Ein weiterer Bebauungsplan („Rotberg 4“) mit gleicher 

Zielsetzung befindet sich in Aufstellung. 
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In den Bebauungsplänen „Rotberg 1“, „Rotberg 2“ und „Rotberg 3“ werden jeweils 

allgemeine Wohngebiete mit einer GFZ von 0,3 (bzw. im Nahbereich des Karlshofer Wegs 

0,35) festgesetzt und die zulässige Bebauung auf Einzel-/Doppelhäuser in offener Bauweise 

mit maximal drei Vollgeschossen beschränkt. Im Bebauungsplan „Am Karlshofer Weg“ wird 

bei ebenfalls maximal drei Vollgeschossen und offener Bauweise eine etwas dichtere 

Bebauung mit einer GRZ bis 0,4 ermöglicht.  

 

Mit dem neuesten Bebauungsplan „Rotberg 4“, dessen Geltungsbereich sich etwa 300 m 

südöstlich des geplanten Dorfgemeinschaftshauses an der östlichen Siedlungskante des 

Gemeindeteils erstreckt, sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 

von weiteren gut 30 Wohneinheiten in Einfamilien- und Doppelhäusern geschaffen werden. 

Der Bebauungsplan setzt für die derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen nordöstlich der 

Wohnbebauung Hubertusring und Kastanienweg ein Allgemeines Wohngebiet mit einer GRZ 

von 0,3 und maximal drei Vollgeschossen fest. 

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Rotberg 4“ wurde am 10. Juni 2020 gefasst 

und im Juni/Juli 2021 wurde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt.  

 
 
4.5 Sonstige Planungsbindungen auf regionaler und Landesebene 

Denkmalschutz (Bodendenkmal) 

Die Denkmalliste des Landes Brandenburg verzeichnet in der Ortslage Rotberg ein 

Bodendenkmal mit der Nr. 12104 (Rotberg Flur 1 und 3: eine Siedlung der Bronzezeit, die 

Kirche aus dem deutschen Mittelalter, der Friedhof aus dem deutschen Mittelalter, die Kirche 

der Neuzeit, der Dorfkern aus dem deutschen Mittelalter, der Friedhof der Neuzeit, der 

Dorfkern der Neuzeit), dessen Abgrenzung gemäß Geoportal des Brandenburgischen 

Landesamtes für Denkmalpflege und archäologisches Landesmuseum (BLDAM) auch die 

Fläche im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans vollständig mit erfasst. Die 

abweichende Abgrenzung im Flächennutzungsplan umfasst nur westliche Teilflächen. 

 

Nach dem "Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale und Bodendenkmale im 

Land Brandenburg vom 24. Mai 2004" (BbgDSchG, veröffentlicht GVBI Land Brandenburg 

Nr. 9 vom 24. Mai 2004, S. 215 ff.) bestehen folgende Verpflichtungen: 

Sollten bei Erdarbeiten Funde zutage treten, bei denen anzunehmen ist. dass es sich um 

Denkmale handelt, z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Holzpfähle oder -bohlen, Knochen, 

Scherben, Stein- oder Metallgegenstände, sind diese unverzüglich der 

Denkmalschutzbehörde anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG).  

Der Fund und die Fundstelle sind mindestens bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige 

in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die 

Erhaltung des Fundes zu schützen. Sofern es die Bergung und Dokumentation des Fundes 

erfordert, kann die Denkmalschutzbehörde die Erhaltungsfrist auch deutlich verlängern (§ 11 

Abs. 3 BbgDSchG). 

Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen 

Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). 

 

Baudenkmale oder Naturdenkmale sind im Planungsgebiet nicht vorhanden.  

 

Baumschutz 

Für den Schutz der Bäume gilt in der Gemeinde Schönefeld – mangels kommunaler 

Baumschutzsatzung – die Baumschutzverordnung des Landkreises Dahme-Spreewald 



Gemeinde Schönefeld Bebauungsplan 02/20 „Dorfgemeinschaftshaus Rotberg“, OT Waltersdorf 

Begründung Seite 16  

(BaumSchV LDS) vom 9. Februar 2011. § 3 dieser Baumschutzverordnung erklärt folgende 

Bäume und Hecken in ihrem Geltungsbereich (außerhalb von Waldflächen und einigen 

anderen Ausnahmebereichen) zu geschützten Landschaftsbestandteilen: 

- Bäume mit einem Stammumfang von mind. 60 cm, 

- Eibe, Rotdorn und Weißdorn mit einem Stammumfang von mind. 30 cm,  

- mehrstämmige Bäume, wenn wenigstens zwei Stämme einen Stammumfang von 

mind. 30 cm aufweisen, 

- abgestorbene Bäume in der freien Landschaft mit einem Stammumfang von mind. 

150 cm, 

- Hecken in der freien Landschaft von mind. 180 cm Höhe, 

- Baume und Hecken, die die o.g. Anforderungen nicht erfüllen, wenn sie auf der 

Grundlage naturschutzrechtlicher Bestimmungen als Ersatzpflanzungen, Ausgleichs- 

oder Ersatzmaßnahmen oder mit öffentlichen Fördermitteln gepflanzt wurden. 

Der Stammumfang von Bäumen ist i.d.R. in einer Höhe von 130 cm über dem Erdboden zu 

messen. 

 

Die Beseitigung, Beschädigung, wesentliche Veränderung oder nachhaltige Beeinträchtigung 

geschützter Bäume ist nach § 5 BaumSchV LDS verboten und kann gemäß § 7 BaumSchV 

LDS nur bei der Durchführung von Ersatzpflanzungen oder Ausgleichszahlungen genehmigt 

werden. 

 

Die Bäume der mittig im Geltungsbereich gelegenen Baumgruppe erfüllen fast alle die 

Anforderungen der BaumSchV, weshalb sie als geschützte Landschaftsbestandteile 

eingestuft werden. Die o. g. Rechtsfolgen sind zu beachten. 

 

Nachweis von Stellplätzen 

§ 49 der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) regelt, dass Gemeinden in örtlichen 

Bauvorschriften bestimmen können, welche Anzahl notwendiger Stellplätze und Abstellplätze 

für Fahrräder erforderlich ist. Eine derartige örtliche Bauvorschrift wurde für die Gemeinde 

Schönefeld bislang nicht festgesetzt, weshalb sich keine formalen Anforderungen an zu 

errichtende Stellplätze für Kfz und Abstellplätze für Fahrräder ergeben. 

 

§ 50 der BbgBO bestimmt, dass bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, in den dem 

allgemeinen Besucher- und Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein müssen. 

Dies gilt insbesondere etwa für Einrichtungen der Kultur und des Bildungswesens oder für 

Sport- und Freizeitstätten wie das im Geltungsbereich geplante Gemeindehaus. Darüber 

hinaus muss eine ausreichende Zahl von Stellplätzen für die Kfz von stark gehbehinderten 

Menschen und Rollstuhlnutzenden bereitgestellt werden. 

 
 
4.6 Kommunale Satzungen und Verordnungen 

Integriertes Gemeindeentwicklungskonzept für Schönefeld 

Mit einem Selbstbindungsbeschluss hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Schönefeld 

am 22.02.2023 den Abschlussbericht zum Integrierten Stadt- bzw. Gemeindeentwicklungs-

konzept (INSEK) bestätigt. Das Konzept bildet die Grundlage für die Entwicklung der 

Gemeinde und ihrer Ortsteile in den kommenden 10 Jahren. 

 

Als prioritäre Maßnahme für den Gemeindeteil Rotberg wird im INSEK die Qualifizierung der 

Ortsmitte – u.a. durch den Bau eines Dorfgemeinschaftshauses, die Förderung kleinteiliger 

Nahversorgung und die Schaffung generationsgerechter Spielplatzflächen benannt. 
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Ferner wird darauf hingewiesen, dass die weitere Entwicklung im Ortsteil insgesamt 

Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Ausstattung und des Wohnumfeldes sowie 

verkehrliche Maßnahmen zur Anbindung an den Hauptort und Verkehrsvermeidung in den 

Wohnlagen zum Gegenstand haben sollte, da diese dazu geeignet sind, die Wohnqualität zu 

verbessern. 

 

 

Bei der Planung sind weiterhin insbesondere folgende kommunale Satzungen und 

Verordnungen in ihrer jeweils gültigen Fassung zu beachten: 

- Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Gemeinde Schönefeld vom 03.05.2012, 

- Lärmaktionsplanung 3. Stufe vom März 2019 

- Niederschlagswasserentsorgungssatzung der Gemeinde Schönefeld vom 01.01.2015, 

- Satzung über örtliche Bauvorschriften für Kinderspielplätze in der Gemeinde 

Schönefeld vom 16.10.2010. 

 

Einzelhandels- und Zentrenkonzept Gemeinde Schönefeld 

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Gemeinde Schönefeld liegt mit Stand 3. Mai 

2012 vor. Durch Beschluss des zuständigen kommunalpolitischen Gremiums ist es gem. § 1 

Abs. 6 Nr. 11 und § 9 Abs. 2a S. 2 BauGB als Empfehlung für die Verwaltung bindend.  

 

Das Konzept legt drei zentrale Versorgungsbereiche im Gemeindegebiet fest: das 

Ortszentrum Schönefeld, das Nebenzentrum Großziethen und den Sonderstandort 

Walterdorf. Sie sollen als Zentrenbereiche mit sortimentsübergreifender und 

gesamtgemeindlicher Versorgungsbedeutung ausgebildet werden. Die Ansiedlung und 

Erweiterung von Einzelhandel soll sich auf die genannten Standorte konzentrieren.  

 

Daneben soll aber auch die flächendeckende Nahversorgung in allen Ortsteilen stabilisiert 

und verbessert werden. Die diesbezügliche Analyse hat gezeigt, dass nicht alle 

Siedlungsbereiche über eine wohnortnahe Grundversorgung mit Lebensmitteln und anderen 

Waren des kurzfristigen Bedarfs verfügen; dies trifft auch auf Rotberg zu.  

 

Als Alternative zu den klassischen Betriebsformen des Lebensmitteleinzelhandels 

(Supermärkte oder Discounter), die mindestens 2.500 bis 3.000 Einwohner im unmittelbaren 

Einzugsbereich erfordern (Mantelbevölkerung), werden im Einzelhandels- und 

Zentrenkonzept „Nahversorgungsläden“ benannt. Dabei handelt es sich i.d.R. um 

kleinflächige Lebensmittelanbieter mit einer Verkaufsfläche bis 400 m², häufig mit 

Nutzungskoppelungen und hoher Servicequalität, die bereits ab einer Mantelbevölkerung 

von etwa 1.500 Einwohnern tragfähig sind.  

 

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept enthält auch Steuerungs- und 

Festsetzungsempfehlungen für die Bauleitplanung, mit denen Ansiedlungsvorhaben an 

"erwünschten" Standorten planungsrechtlich vorbereitet und ein Ausschluss "unerwünschter" 

Standorte bzw. Sortimente gewährleistet werden soll.  

 

Lärmaktionsplanung – 3. Stufe 

Die Gemeinde Schönefeld hat nach den Vorgaben der EU-Umgebungslärmrichtlinie ihre 

Lärmaktionsplanung mit der nunmehr 3. Stufe fortgeführt. 

Hierfür wurden für den Straßenverkehrslärm anhand aktueller Verkehrsdaten Lärmkarten 

erarbeitet, Betroffenheiten und Lärmschwerpunkte ermittelt. Die Lärmsituation aufgrund des 

Eisenbahn- und Luftverkehrs wurde anhand der Lärmaktionsplanung des Eisenbahn-
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Bundesamtes und des Rahmenplans zur Lärmaktionsplanung im Umfeld des Flughafens 

Berlin Brandenburg des MLUL ebenfalls mitbetrachtet. 

Basierend auf diesen Ergebnissen wurde ein Maßnahmenkonzept vor allem für zwei 

identifizierte Lärmschwerpunkte entlang der B 96a im Ortsteil Schönefeld erarbeitet.  

 

Für den Gemeindeteil Rotberg trifft die Lärmaktionsplanung keine konkreten Aussagen und 

mit Ausnahme von Prognosen zum Fluglärm (s.u.) beinhalten die Untersuchungen keine 

Angaben zur konkreten Lärmbelastung im Plangebiet. Die Verkehrsbelastung der Rotberger 

Dorfstraße (L 402) liegt deutlich unterhalb der Schwelle von 8.200 Kfz/24h, ab der 

Hauptverkehrsstraßen in die Betrachtung einbezogen wurden. Andere übergeordnete 

Verkehrswege wie die Autobahnen A10 und A113 sind zu weit entfernt, um in Rotberg die 

Schwellenwerte der Lärmaktionsplanung zu überschreiten. 

 

Aufgrund der Nähe zum neuen Großflughafen BER ist der Luftverkehr auch in Rotberg eine 

dominante Lärmquelle, im Vergleich zu anderen Ortslagen ist die Belastung aber moderat. 

Die Isophonenkarten für das Prognosejahr 2023 ordnen das Plangebiet jeweils in die 

(niedrigste dargestellte) Belastungsstufe von tagsüber 55 – 60 dB(A) und nachts von 45 – 50 

dB(A) ein. Die Fluglärmbelastungen liegen damit deutlich unterhalb der Auslösewerte von 

65/55 dB(A) tags/nachts. 

 

Niederschlagswasserentsorgungssatzung 

Die Niederschlagswasserentsorgungssatzung der Gemeinde Schönefeld, in Kraft getreten 

am 01.01.2015, trifft Regelungen für das Sammeln, Ableiten und Behandeln von 

Niederschlagswasser bebauter und befestigter Flächen. 

 

Sofern eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen ist und sonstige Belange 

nicht entgegenstehen, ist Niederschlagswasser gemäß § 4 der Satzung zu versickern. 

Anschlusszwang zur Einleitung von Niederschlagswasser besteht bei denjenigen 

Grundstücken, die derart bebaut und/ oder versiegelt sind, dass eine Versickerung auf dem 

Grundstück nicht mehr möglich ist. In diesem Fall muss das Grundstück gem. § 9 über einen 

Niederschlagswassergrundstücksanschluss verfügen.  

 

Spielplatzsatzung der Gemeinde Schönefeld 

Die Satzung über örtliche Bauvorschriften für Kinderspielplätze in der Gemeinde Schönefeld 

vom 16.10.2010 regelt die Pflicht zur Errichtung und Instandsetzung von Kinderspielplätzen. 

Demnach sind Bauherren, die Wohnungsbauten mit mehr als vier Wohnungen planen und 

realisieren, verpflichtet, auf dem Baugrundstück einen Kinderspielplatz zu schaffen. Die 

Satzung trifft zudem Regelungen zu dessen Größe, Ausstattung, Benutzbarkeit, Lage, 

möglichem Verzicht sowie Ordnungswidrigkeiten.  
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5. Planungskonzept 

5.1 Ziele der Planung und städtebauliches Konzept 

Das anhaltende Siedlungswachstum in Rotberg erfordert einen bedarfsgerechten Ausbau 

der lokalen Infrastruktur. Neben der Bereitstellung von Kita- und Schulplätzen sowie der 

Grundversorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs sind dabei auch Sport- und 

Freizeiteinrichtungen zu berücksichtigen. Darüber hinaus gilt es, die neu zuziehenden 

Einwohner in das gesellschaftliche Leben vor Ort zu integrieren und allen Bewohnern die 

gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen. Hierfür bietet sich das Plangebiet als zentral in 

Rotberg gelegene, gemeindeeigene Freifläche an. 

 

Ziel des Bebauungsplans ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 

eines Dorfgemeinschaftshauses im Nordosten des Planungsgebietes in Kombination mit 

einer Festwiese und Sport- und Spielangeboten zu schaffen. 

Zur Umsetzung der benannten Planungsziele liegt ein durch die Gemeindevertretung 

beschlossenes Entwurfskonzept mit Stand Mai 2023 vor. 

Das zugrunde liegende Raumprogramm (einschließlich Nutzung des Außenraumes) fußt auf 

den abgefragten Bedarfen der Gemeinde und herangezogenen Referenzprojekte ähnlicher 

Dorfgemeinschaftshäuser. 

 
Das Dorfgemeinschaftshaus in Rotberg soll Räumlichkeiten für verschiedenste 

Veranstaltungen bieten (zwei Räume mit 110 und 45 m²) und in je einem Bewegungs- bzw. 

Gesellschaftsraum (40 m² und 30 m²) vielfältige Sport- und Freizeitaktivitäten 

(Gymnastik/Fitness, Kreativ- und Bastelkurse) ermöglichen. Ein weiterer Raum mit rund 

30 m² ist für die Jugendarbeit vorgesehen und ein großer Küchenbereich (40 m²) soll auch 

für Gruppen und Kochkurse nutzbar sein. 
Nicht zuletzt wird auch die Integration eines „Nahversorgungsladens“, d.h. eines 

kleinflächigen Lebensmittelanbieters zur Versorgung der örtlichen Bevölkerung, angestrebt.  

Zusammen mit notwendigen Nebenflächen (Eingangsbereich, Lager, WC) summiert sich der 

Netto-Raumbedarf auf voraussichtlich 425 m² Geschossfläche. 

 
Für die Ausgestaltung des Baukörpers wurden mehrere architektonische Varianten 

untersucht und ein Gebäude in L-Form als Vorzugsvariante ausgewählt. Je ein 

Gebäudeflügel soll parallel zu den beiden angrenzenden Straßen verlaufen, der 

Eingangsbereich an der Rotberger Dorfstraße nahe der Einmündung Rotberger Weg 

angeordnet werden. 

 
Im westlichen Gebäudeflügel befindet sich der große Veranstaltungssaal und angrenzend 

der Regionalladen, die übrigen Räumlichkeiten sind im östlichen Gebäudeflügel untergebracht. 

Jeder Raum kann vom durchgehenden Flurbereich erschlossen werden, der direkt vom Foyer abgeht. 

Der Winkel der L-Form öffnet sich zu einem geschützten Außenbereich. Hier kann beispielsweise eine 

Terrasse mit direktem Zugang vom Saal und ggf. vom Regionalladen angegliedert werden und 

dadurch einen guten Bezug des Innen- und Außenraumes herstellen.  

 

Geplant ist ein eingeschossiges Gebäude (mit flach geneigtem Pult- bzw. Satteldach), das 

sich höhenmäßig in die umgebende Baustruktur einfügt und die notwendige Barrierefreiheit 

gewährleistet. Im Sinne einer nachhaltigen, klimagerechten Bauweise sollen große Teile des 

Dachs begrünt werden und abschnittsweise auch Photovoltaikanlagen aufnehmen, um den 

hauseigenen Strombedarf weitestgehend selbst decken zu können. Die rückwärtige Terrasse soll von 
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einem breiten Dachüberstand profitieren und so einen witterungsgeschützten Aufenthaltsbereich 

sichern.  

 

Ergänzt wird der Standort des Dorfgemeinschaftshauses durch einen großzügigen Außenbereich mit 

Spiellandschaft, Biotop- und Nutzgartenflächen. Der am Karlshofer Weg auf der südwestlichen 

Wiesenfläche bisher vorhandene kleine Spielplatz soll dabei in das neue Freiraumkonzept integriert 

bzw. als Ersatz für die bisherigen Spielgeräte und –flächen mindestens quantitativ 

vergleichbare und qualitativ hochwertige neue Spielflächenangebote bereit gestellt werden. 

Angestrebt wird ferner die Errichtung eines multifunktionalen Ballspielfeldes (Fußball-

/Basketballkäfig) und ein angegliederer Sportbereich mit Outdoor-Fitnessgeräten und einer 

Tischtennisplatte. 

 

Die verkehrliche Erschließung soll von der Rotberger Dorfstraße aus erfolgen. In der Nähe 

des Eingangsbereichs und westlich des Gebäudes sind Stellplatzflächen für Pkw, ein 

Anlieferbereich und Abstellanlagen für Fahrräder vorgesehen. Der Karlshofer Weg soll 

lediglich eine fußläufige Anbindung erhalten. 

 

Auf den östlichen Teilflächen im Plangebiet soll die vorhandene Wiesenfläche als öffentliche 

Grünfläche erhalten bleiben und planungsrechtlich auch zur temporären Nutzung als 

Festwiese sowie für Spiel- und Sportaktivitäten gesichert werden. 

Eine prägende Baumgruppe in der Mitte des Plangebietes soll mit Erhaltungsbindungen 

belegt werden und durch weitere Begrünungsmaßnahmen soll ein grünordnerischer 

Ausgleich für bauliche bedingte Eingriffe vor Ort erfolgen. 

 

Bei der Standortentwicklung sind – neben natur- und artenschutzrechtlichen Aspekten – vor 

allem Schallschutzbelange zu berücksichtigen. Neben Lärmimmissionen durch 

Straßenverkehr und den Flughafenbetrieb sind dabei auch mögliche Lärmbelastungen durch 

die geplanten Nutzungen selbst zu untersuchen.  

 

5.2 Fachgutachten 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 02/20 „Dorfgemeinschaftshaus Rotberg“ 

sollen mindestens folgende Fachgutachten erarbeitet und die Ergebnisse in die weitere 

Planung einfließen: 

- Natur- und artenschutzfachliches Gutachten einschließlich Biotoptypenkartierung, 

- Bodengutachten 

- Konzept zur Niederschlagsentwässerung, 

- Verkehrliche und schalltechnische Begutachtung. 

Ob darüber hinausgehende Fachgutachten erforderlich sind, wird im weiteren 

Bebauungsplanverfahren geklärt. 

 

Die Aussagen der gutachterlichen Untersuchungen werden für die förmliche Beteiligung der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie für die 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in den Bebauungsplanentwurf und 

die zugehörige Begründung (einschließlich Umweltbericht) eingearbeitet. 
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6. Abwägung und Begründung der Bebauungsplanfestsetzungen 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Fläche für den Gemeinbedarf 

Die nordöstlichen Teilflächen im Geltungsbereich werden als Flächen für den Gemeinbedarf 

gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB mit der Zweckbestimmung 

„Dorfgemeinschaftshaus“ festgesetzt. 

 

Vorgesehen sind Räumlichkeiten für Ausstellungen, Vereinsarbeit, öffentliche und private 

Veranstaltungen verschiedener Größenordnung (z.B. Hochzeits- und andere Familienfeiern, 

Informationsveranstaltungen und Fachvorträge, Vereinssitzungen u.ä.) sowie Angebote für 

Sport- und Freizeitaktivitäten (Gymnastik/Fitness, Kreativkurse) und für die Jugendarbeit. 

Die Sicherung dieser multifunktional (sozial, sportlich, kulturell…) ausgerichteten 
Infrastruktureinrichtung dient – auch vor dem Hintergrund der anhaltenden 
Bevölkerungszunahme in Rotberg – der Daseinsvorsorge für den örtlichen Bedarf. Bisher 
sind in Rotberg keine öffentlichen Orte als Treffpunkte vorhanden und die im nördlichen, stärker 
besiedelten Gemeindegebiet konzentrierten sozialen und kulturellen Angebote sind (ohne Pkw) nur 
schwer zu erreichen. 
 

Das Dorfgemeinschaftshaus soll künftig als soziales und kulturelles Zentrum von Rotberg 

dienen und die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit ihrem Heimatort stärken. Die zentrale 

Lage des Standortes zwischen dem historischen Dorfkern bzw. den älteren Einfamilienhausstrukturen 

und dem Neubaugebiet ist dafür ideal. 

 

Die Räumlichkeiten werden voraussichtlich von einem wechselnden Teil der Bevölkerung zur 

Lebens- und Freizeitgestaltung sowie zur sportlichen Betätigung genutzt und dienen sozial 

gesellschaftlichen Zwecken. 

In diesem Sinne dient die Fläche dem Allgemeinwohl und begründet eine Festsetzung nach 

§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB.  

 

Mittels textlicher Festsetzung wird der im Rahmen der Zweckbestimmung als 

„Dorfgemeinschaftshaus“ schlagwortartig umrissene Nutzungskatalog weiter ausdifferenziert. 

 

1. Innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 

„Dorfgemeinschaftshaus“ sind folgende Nutzungen allgemein zulässig:  

- Gemeinschafts- und Veranstaltungsräume  

- zugehörige Nebenräume (Küche, Verwaltung, Technik, Lager, WC u.ä.)  

- ein Nahversorgungsladen mit einer Verkaufsfläche von höchstens 100 m²  

- Spielflächen im Außenbereich 

 Ausnahmsweise können Schank- und Speisewirtschaften zugelassen werden.   

 

Neben den für ein Dorfgemeinschaftshaus typischen Gemeinschafts- und 

Veranstaltungsräumen und den zugehörigen Nebenflächen wird vorliegend ergänzend auch 

die Ansiedlung eines kleinen Dorfladens (bis 100 m² Verkaufsfläche) ermöglicht. Die 

Festsetzung erfolgt im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung und 

schließt eine diesbezügliche Angebotslücke.  

Bisher sind in Rotberg keine Betriebe der Nahversorgung vorhanden; die nächstgelegenen 

Lebensmittelgeschäfte befinden sich mehr als 3 km entfernt und liegen damit deutlich 

außerhalb des fußläufigen Bereichs. Die Ansiedlung eines Geschäftes in den klassischen 

Betriebsformen des Lebensmitteleinzelhandels (Supermarkt oder Discounter) erfordert 
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wiederum eine Mantelbevölkerung von mindestens 2.500 bis 3.000 Einwohnern im 

unmittelbaren Einzugsbereich, weshalb dafür in Rotberg auch absehbar keine Tragfähigkeit 

besteht.  

Ein kleinflächiger Lebensmittelanbieter („Dorfladen“, mit dem Fokus auf lokale und Bio-

Produkte von Höfen der Umgebung) wird in Koppelung mit den angestrebten Nutzungen des 

Dorfgemeinschaftshauses und ggf. auch eines kleinen Regionalcafes dagegen als tragfähig 

erachtet. 

Mit der gewählten Formulierung („Nahversorgungsladen mit einer Verkaufsfläche von 

höchstens 100 m²“) wird sichergestellt, dass es sich um ein Einzelhandelsangebot mit 

ausschließlich nahversorgungsrelevantem Sortiment handelt und dass die dafür genutzten 

Flächen der Hauptnutzung flächenmäßig deutlich untergeordnet sind. 

 

Die ausnahmsweise Zulässigkeit von Schank- und Speisewirtschaften zielt darauf ab, dem 

Dorfladen auch die Möglichkeit eines Getränkeausschanks (zzgl. Kuchen und Snacks) zu 

ermöglichen, gleichzeitig aber die Ansiedlung eines klassischen Gastronomiebetriebes mit 

entsprechend großem Flächenbedarf zu verhindern. Eine Genehmigungsfähigkeit im 

Ausnahmetatbestand sichert der Gemeinde diesbezüglich im Rahmen der Einzelfallprüfung 

ausreichende Steuerungsmöglichkeiten. 

 

Die zum Dorfgemeinschaftshaus gehörigen Freiflächen können und sollen für die Anlage von 

Kinderspielplätzen bzw. Spielgeräten genutzt werden, weshalb Spielflächen im 

Außenbereich in den allgemein zulässigen Nutzungskatalog für die Gemeinbedarfsfläche 

aufgenommen werden.  

Generell soll der Außenbereich zum Toben und Verweilen einladen und Spielmöglichkeiten 

für große und kleine Kinder bieten. Der vorhandene kleine Spielplatz am Rotenberger Weg 

soll umstrukturiert und in das neue Konzept integriert werden. 

Ein weiterhin angedachtes multifunktionales Spielfeld in Form eines Fuß- und 

Basketballkäfigs wird dagegen separat festgesetzt (siehe Kapitel 6.8 Öffentliche Grünfläche 

– Bolzplatz). 

 

Die Festsetzung einer Fläche für den Gemeinbedarf nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB ist eine 

Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung im Sinne von § 30 Abs. 1 BauGB. Dennoch ist 

eine Gemeinbedarfsfläche kein Baugebiet im Sinne der Baunutzungsverordnung und alle 

normierten Vorschriften für Baugebiete sind nicht anwendbar.  

Aus diesem Grund bedarf es – anders als bei Baugebieten nach § 1 Abs. 2 BauNVO – nicht 

zwingend der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung und der überbaubaren 

Grundstücksflächen. Wird dies, wie vorliegend, städtebaulich für sinnvoll bzw. erforderlich 

gehalten, sind entsprechende Festsetzungen jedoch möglich. 

 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Mit den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB in 

Verbindung mit § 16 BauNVO (vorliegend durch die Festsetzung einer höchstzulässigen 

Grundfläche und der maximalen Gebäudehöhe) soll ein verträgliches Einfügen des 

Bauvorhabens am Standort gewährleistet werden.  

Bei den Festsetzungen zum Nutzungsmaß wird einerseits die vorhandene 

Umgebungsbebauung niedriger Dichte und der Übergang zur freien Landschaft 

berücksichtigt, aber gleichzeitig auch den räumlichen Nutzungsanforderungen und den 

Erfordernissen der verkehrlichen Erschließung Rechnung getragen (z.B. Nachweis der 

erforderlichen Stellplatzanzahl). 
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Grundfläche, Grundflächenzahl 

Die zulässige Grundfläche wird auf höchstens 700 m² begrenzt.  

 

In § 17 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) werden gebietsbezogene Orientierungswerte 

für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung benannt. Da es sich bei einer 

Gemeinbedarfsfläche nicht um ein Baugebiet im Sinne der Baunutzungsverordnung handelt, 

sind für diese Flächen keine Orientierungswerte angegeben. 

 

Die in § 19 Abs. 4 BauNVO zugunsten von Umwelt- und Naturschutzbelangen verankerte 

Kappungsgrenze zum Überbauungs-/ Versiegelungsgrad des Gesamtgrundstücks, d.h. die 

Summe aller Grundflächen unter Einbeziehung von Stellplätzen, Zufahrten, Nebenanlagen 

und unterirdischen Bauteilen liegt bei 0,8. Im Rahmen des Planverfahrens soll ein deutlich 

höherer Anteil unversiegelter Freiflächen mit direktem Bodenanschluss innerhalb der 

Gemeinbedarfsfläche gesichert werden.  

Nach Maßgabe der nachfolgenden textlichen Festsetzung wird die insgesamt zulässige 

Grundfläche (im Sinne von § 19 Abs. 4 BauNVO) auf 1.100 m² beschränkt. Dies entspricht 

bezogen auf die festgesetzte rund 5.460 m² große Gemeinbedarfsfläche einer GRZ von 0,2. 

2.   Die festgesetzte maximal zulässige Grundfläche von 700 m² darf gemäß § 19 Abs. 4 

BauNVO zusätzlich um bis zu 400 m² durch bauliche Nebenanlagen und Stellplätze mit 

ihren Zufahrten überschritten werden.  

 

Höhe baulicher Anlagen 

Bei dem geplanten Dorfgemeinschaftshaus handelt es sich um eine Sonderbauform, deren 

Geschosshöhe erheblich von den üblichen Geschosshöhen in Wohngebäuden abweichen 

kann. Deshalb sind Festsetzungen, die die absolute Höhe der baulichen Anlage begrenzen, 

einer Festsetzung zur höchstzulässigen Anzahl der Vollgeschosse vorzuziehen.  

Die festgesetzte Oberkante von 48,0 m über NHN ist in Relation zur vorhandenen 

Geländehöhe zu setzen und entspricht einer Höhenbeschränkung des neuen Baukörpers auf 

rund 8 Meter Höhe. Dies ist vergleichbar mit der Höhe eines zweigeschossigen 

Einfamilienhauses, bestehend aus einem Vollgeschoss mit hohem Satteldach oder zwei 

Vollgeschossen und flachem Zeltdach. 

 

Für das Dorfgemeinschaftshaus liegt ein abgestimmter Entwurf zur Errichtung eines 

eingeschossigen barrierefreien Baukörpers vor. Die im Rahmen der Höhenfestsetzung 

grundsätzlich mögliche Unterbringung eines zusätzlichen Dachgeschosses wäre im Hinblick 

auf das Einfügen in die Umgebung jedoch ebenfalls unschädlich. Eine Beschränkung auf ein 

Vollgeschoss erscheint somit entbehrlich, zumal die Brandenburgische Bauordnung nicht 

zwischen Vollgeschossen und Dachgeschossen unterscheidet und somit auch die 

Umgebung durch zweigeschossige Gebäude geprägt ist. 

 

6.3 Überbaubare Grundstücksflächen und Bauweise 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in 

Verbindung mit § 23 Abs. 1 BauNVO durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt und 

damit die Verteilung der baulichen Nutzung innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf 

geregelt.  

 

Grundsätzlich soll die Baumasse im Eckbereich Rotberger Dorfstraße/Karlshofer Weg 

konzentriert werden und der Baukörper soll in L-Form angeordnet werden. 

Das zeichnerisch mittels Baugrenzen definierte Baufenster orientiert sich am vorliegenden, 

verwaltungsintern abgestimmten Entwurfskonzept, belässt aber noch großen Spielraum zur 
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weiteren entwurflichen Ausdifferenzierung. Das Baufenster hält einen ausreichenden 

Abstand zu den Baumreihen entlang der angrenzenden Straßen sowie zu der vorhandenen 

Baumgruppe innerhalb der Wiesenfläche. 

Die mit dem Hauptbaukörper verbundenen, vom Dach überstellten Terrassen sind in das 

Baufeld mit einbezogen worden. 

 

Das Baufeld umfasst eine Fläche von rund 900 m², darf durch die ergänzend festgesetzte 

höchstzulässige Grundfläche aber nicht vollständig überbaut werden. 

 

Weitere bauliche Anlagen wie Stellplätze, Garagen und Nebenanlage gemäß § 14 der 

Baunutzungsverordnung sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 

zulässig. 

 

6.4. Zulässigkeit von Stellplätzen und Nebenanlagen  

Grundsätzlich sind Stellplatzanlagen gemäß § 12 Abs. 1 BauNVO auch außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Um ihre Anordnung und Anzahl bereits auf der Ebene des Bebauungsplans näher zu 

bestimmen, wird in der Planzeichnung eine entsprechende Fläche vorgegeben. Die 

festgesetzte Fläche für Stellplätze gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB ermöglicht die 

Unterbringung von 10 Stellplätzen einschließlich Zufahrtsflächen. Die mögliche 

Stellplatzanzahl übersteigt damit die Referenzwerte für den Stellplatzbedarf aus dem 

Stellplatzleitfaden nach der Brandenburgischen Bauordnung. 

 

Die Lage der Stellplätze an der Rotberger Dorfstraße mit etwas Abstand zum Baukörper ist 

so gewählt, dass die Ansicht des Dorfgemeinschaftshauses nicht von den Fahrzeugen 

dominiert wird. Der Bau von Garagen oder überdachten Stellplätzen (Carports) wird aufgrund 

ihrer nachteiligen Auswirkungen auf das Landschaftsbild mittels textlicher Festsetzung 

ausgeschlossen. 

3.   Der Bau von Garagen oder überdachten Stellplätzen (Carports) ist nicht zulässig. 

Stellplätze außerhalb der dafür festgesetzten Flächen können nur ausnahmsweise für 

schwer Gehbehinderte und Rollstuhlnutzende sowie als temporäre Halteflächen im 

Rahmen von Anlieferungen zugelassen werden.  

 

Stellplätze außerhalb der dafür festgesetzten Flächen können nur ausnahmsweise für 

schwer Gehbehinderte und Rollstuhlnutzende sowie als temporäre Halteflächen im Rahmen 

von Anlieferungen zugelassen werden. Das Entwurfskonzept sieht zwei entsprechende 

behindertengerechte Stellplätze nahe des Eingangsbereichs vor, die auch durch 

Lieferfahrzeuge genutzt werden sollen. 
 

6.5 Gestaltungsregelungen (örtliche Bauvorschriften) 

Ob ergänzende Vorgaben zur Gestaltung der künftigen Gebäude in Form von örtlichen 

Bauvorschriften erforderlich sind, soll im weiteren Verfahren geklärt werden. 

 

Die Rechtsgrundlage für Gestaltungsregelungen im Bebauungsplan bildet § 9 Abs. 4 BauGB 

in Verbindung mit § 87 der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO). 

 

6.6 Verkehrliche Erschließung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans bezieht die angrenzenden 

Straßenverkehrsflächen der Rotberger Dorfstraße und des Karlshofer Weges nicht mit ein. 
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Deshalb wird mittels textlicher Festsetzung klargestellt, dass die Geltungsbereichsgrenze 

entlang der beiden Straßen zugleich Straßenbegrenzungslinie ist. Dadurch wird vor allem die 

gesicherte Erschließung der Gemeinbedarfsfläche verdeutlicht. 

14. Die Geltungsbereichsgrenze an der Rotberger Dorfstraße und am Karlshofer Weg ist 

zugleich Straßenbegrenzungslinie. 

 

6.7 Flächen für die Ver- und Entsorgung 

Der vorhandene Standort eines Schmutzwasserpumpwerks im Plangebiet wird als Fläche für 

die Ver- und Entsorgung mit der Zweckbestimmung „Abwasser“ gemäß § 9 Abs. 1 Nr.  14 

BauGB festgesetzt. Auf der Fläche an der Rotberger Dorfstraße befindet sich eine 

entsprechende Anlage, die durch die Festsetzung planungsrechtlich gesichert wird. 

 

6.8 Öffentliche Grünflächen 

Parkanlage/Festwiese 

Die vorhandene Wiesenfläche, die sowohl aus ökologischen Gründen als auch wegen ihrer 

Bedeutung für das Landschaftsbild erhalten werden soll, wird – mit Ausnahme des 

Gemeinbedarfsstandortes im nordöstlichen Teilbereich – als öffentliche Grünfläche gemäß 

§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB festgesetzt.  

Im Sinne des künftigen Nutzungsspektrums erfolgt eine Gliederung der festgesetzten 

öffentlichen Grünfläche in eine Teilfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage / 

Festwiese“ und eine Teilfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“. Die Abgrenzung 

zwischen diesen beiden Teilflächen greift die Flurstücksgrenze im Bereich der vorhandenen 

Regenwassermulde auf. 

 

Bei Grünflächen handelt es sich i.d.R. um Flächen, die nicht für bauliche Nutzungen 

vorgesehen sind. Ihrer Zweckbestimmung als zeitweise „Festwiese“ entsprechend wird 

vorliegend für die westliche Teilflächen mittels textlicher Festsetzung temporär die Errichtung 

sogenannter „fliegender Bauten“ (z.B. Marktstände, Festzelt, mobile Toilettenanlagen) 

ermöglicht; die dauerhafte Errichtung baulicher Anlagen wird aber ausgeschlossen. 

4. Innerhalb der Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage / Festwiese“ ist 

temporär die Errichtung sogenannter „fliegender Bauten“ (z.B. Festzelt, mobile 

Toilettenanlagen) zulässig; die dauerhafte Errichtung baulicher Anlagen ist unzulässig. 

 

Es wird davon ausgegangen, dass ein Stellplatzangebot für Besuchende von 

Veranstaltungen ebenfalls temporär auf der Rasenfläche bereitgestellt werden kann ohne 

dass es dazu einer gesonderten Festsetzung im Bebauungsplan bedarf. Weiterhin wird 

unterstellt, dass lautere Festplatznutzungen die Vorgaben für seltene Ereignisse nach der 

Freizeitlärmrichtlinie (nicht mehr als 10 Tage/Nächte im Jahr und nicht an mehr als zwei 

aufeinanderfolgenden Wochenenden) einhalten. Ob und unter welchen Bedingungen die 

Einhaltung der Immissionsrichtwerte gewährleistet werden kann, soll in einer 

schalltechnischen Untersuchung geklärt werden. 

 

Dass die Parkanlage auch für sportliche und spielerische Aktivitäten genutzt werden darf und 

die aufgestellten Fußballtore sowie das Volleyballnetz verbleiben können, wird durch 

nachfolgende textliche Festsetzung planungsrechtlich abgesichert. 

5.  Die festgesetzte Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage / Festwiese“ kann 

außerhalb der Nutzung als Festplatz (Volksfeste, Zirkusveranstaltungen o.ä.) für 

spielerische und sportliche Zwecke genutzt werden. Dazu ist auch das Aufstellen von 

Toren und Netzen zulässig. 
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Bolzplatz 

Eine Teilfläche der öffentlichen Grünfläche unmittelbaren neben dem 

Dorfgemeinschaftshaus soll als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Bolzplatz 

festgesetzt werden. 

Die Zweckbestimmung „Bolzplatz“ umfasst ballsportliche Nutzungen wie ein Basketball- / 

Streetballfeld und sonstige Kleinspielfelder sowie vorliegend auch Ergänzungsnutzungen wie 

die geplanten Outdoor-Sportgeräte und eine Tischtennisplatte. 

 

Die schalltechnischen Auswirkungen der Bolzplatznutzung sollen bebauungsplanbegleitend 

durch einen Sachverständigen untersucht werden, ggf. sind Auflagen für die Nutzungszeiten 

erforderlich.  

 

6.9 Begrünung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft 

Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten und Wegen 

Um die Auswirkungen der planungsbedingten Neuversiegelung so gering wie möglich zu 

halten soll – auch im Sinne der klimagerechten und wassersensiblen Stadtentwicklung – der 

Versiegelungsgrad auch im Bereich befestigter Flächen minimiert werden. Deshalb wird für 

Stellplätze, Zufahrten und Wege mittels nachfolgender textlicher Festsetzung ein wasser- 

und luftdurchlässiger Aufbau vorgegeben. 

6. Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche ist die Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten und 

Wegen in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und 

Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, 

Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig. 

 

Durch die Verwendung wasser- und luftdurchlässiger Beläge soll sichergestellt werden, dass 

die Bodenfunktionen befestigter Flächen anteilig erhalten bleiben sowie die Versickerung 

begünstigt und damit die Grundwasserneubildungsrate positiv beeinflusst wird. 

 

Regenwasserbewirtschaftung 

Um die Belange von Umwelt- und Klimaschutz angemessen zu berücksichtigen und die 

Auswirkungen auf den Wasserhaushalt infolge der zunehmenden Versiegelung zu 

minimieren, sollen außerdem Festsetzungen zur Bewirtschaftung anfallender 

Niederschlagswässer getroffen werden. Zugunsten einer Begrenzung von 

Regenwassereinleitungen in die Kanalisation müssen innerhalb der Gemeinbedarfsfläche 

anfallende Niederschlagswässer deshalb auf dem Grundstück zurückgehalten und vor Ort 

zur Versickerung gebracht werden. Eine (geordnete) Ableitung auf die angrenzende 

öffentliche Grünfläche wird ebenfalls zugelassen, um dort beispielsweise die Anlage eines 

Feuchtbiotops zu ermöglichen. Durch einen Sachverständigen wird bebauungsplan-

begleitend ein Regenwasserkonzept ausgearbeitet. 

7.  Das innerhalb der Gemeinbedarfsfläche anfallende Niederschlagswasser ist zu sammeln 

und innerhalb des Geltungsbereichs zu versickern. Versickerungsflächen sind zu 

begrünen. 

 

Die im Geltungsbereich vorhandenen Entwässerungsgräben bzw. Regenwassermulden 

stellen einen wesentlichen Baustein der Niederschlagsentwässerung dar und sollen deshalb 

planungsrechtlich gesichert werden. Zunächst wird dafür lediglich die nachfolgende textliche 

Festsetzung aufgenommen. 
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8.  Die innerhalb des Geltungsbereichs vorhandenen Regenwassermulden und Gräben 

sind als Retentionsflächen zu erhalten. 

 

Im weiteren Bebauungsplanverfahren wird geprüft, ob (vorrangig für den 

Entwässerungsgraben entlang der südlichen Geltungsbereichsgrenze) eine Festsetzung 

gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 16 b BauGB als Fläche für die Regelung des Wasserabflusses oder 

(für die Versickerungsmulden) eine Festsetzung als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

sinnvoll ist. 

 

Begrünung des Gemeinbedarfsstandortes 

Als Maßnahme zur Schaffung eines durchgrünten Siedlungsbildes und zum Ausgleich von 

Eingriffen in Natur und Landschaft ist der künftig baulich genutzte Standort des 

Dorfgemeinschaftshauses angemessen zu begrünen. 

Dafür setzt der Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB fest, dass innerhalb der 

Gemeinbedarfsfläche insgesamt mindestens 9 standortgerechte heimische Laubbäume zu 

pflanzen sind. Dies entspricht etwa einem Baum je 400 m² Grundstücksfläche. 

9.  Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche sind insgesamt 9 heimische standortgerechte 

Laubbäume mit einem Stammumfang von mindestens 16 cm, gemessen in 1,3 m Höhe 

zu pflanzen. Die Pflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

 

Zur Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes wird im Bebauungsplan ferner gemäß § 9 

Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzt, dass Stellplatzanlagen mit mehr als drei Stellplätzen 

einzugrünen sind. Dazu ist je angefangene 5 Stellplätze ein Laubbaum zu pflanzen und 

dauerhaft zu erhalten. Vorliegend wird damit voraussichtlich die Pflanzung von zwei Bäumen 

in der vorgegebenen Pflanzqualität im Bereich der festgesetzten Fläche für Stellplätze 

erforderlich. 

10.  Stellplatzanlagen mit mehr als 3 Stellplätzen sind einzugrünen. Dazu ist je angefangene 

5 Stellplätze ein heimischer standortgerechter Laubbaum mit einem Stammumfang von 

mindestens 16 cm, gemessen in 1,3 m Höhe, zu pflanzen. Die Pflanzungen sind zu 

erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

 

Erhaltungsbindungen für Bestandsbäume 

Um die für das Stadt- und Landschaftsbild bedeutsame Baumgruppe in der Mitte des 

Plangebietes planungsrechtlich zu sichern, werden dort vier besonders erhaltenswerte 

Baumstandorte (drei Weiden und ein Walnussbaum) mit jeweils 10 bis 12 Meter 

Krondurchmesser mit einer Erhaltungsbindung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB belegt. 

 

Die Festsetzung von Bindungen für den Erhalt von Bäumen im Bebauungsplan geht über 

den allgemeinen Baumschutz nach der Baumschutzverordnung hinaus, da es sich um ein-

zelfallbezogene Festsetzungen aus städtebaulichen Gründen handelt und Baumfällungen 

auch beim Erbringen von Ersatzpflanzungen i.d.R. nicht genehmigungsfähig sind. 

 

Pflanzbindung / Ausgleichsmaßnahmen 

Die durch den Bebauungsplan ermöglichte zusätzliche Bodenversiegelung im Bereich der 

Gemeinbedarfsfläche soll durch eine Aufwertung der Bodenfunktionen durch 

Gehölzpflanzungen im Bereich der angrenzenden Wiesenfläche ausgeglichen werden. Dabei 

wird eine Baumpflanzung zum Ausgleich von 25 m2 Bodenversiegelung in Anrechnung 

gebracht; durch Strauchpflanzungen können Bodenversieglungen im Verhältnis 2:1 

ausgeglichen werden. 
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Baum- und Strauchpflanzungen verbessern durch Windschutz und Verdunstung das örtliche 

Kleinklima, bieten Lebensraum für Tiere und erhöhen damit die Biodiversität. 

 

Durch die zusätzlichen Gehölzpflanzungen kann zudem das Landschaftsbild aufgewertet 

werden. Die Neupflanzungen stellen Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz von Eingriffen in 

Natur und Landschaft (zunehmende Versiegelung) dar und sollen innerhalb der 

festgesetzten öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“, d.h. im 

östlichen Teil der Wiesenfläche erfolgen.  

 

11. Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ sind 

insgesamt 20 Laubbäume zu pflanzen und Strauchpflanzungen auf insgesamt 200 m² 

anzulegen. Es sind heimische standortgerechte Laubbäume mit einem Stammumfang 

von mindestens 16 cm, gemessen in 1,3 m Höhe und Sträucher mit einer Mindestgröße 

von 40 cm zu verwenden. Die Pflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang zu 

ersetzen. 

 
 
6.10 Festsetzungen zum Immissions- und Klimaschutz 

Lärmschutz 

Das Gebot der Konfliktbewältigung erfordert eine Auseinandersetzung mit der zu 

erwartenden Lärmbelastung für das geplante Dorfgemeinschaftshaus und auch für die 

bestehende Bebauung in der Umgebung. Hierbei sind insbesondere die 

Geräuschemissionen von Veranstaltungen der Festwiese, im Dorfgemeinschaftshaus sowie 

bei Nutzung des Bolzplatzes durch Jugendliche und Erwachsene zu beachten. 

Zudem besteht am Standort eine Vorbelastung durch Straßenverkehrs- und Fluglärm. 

Insofern ist absehbar, dass für das Dorfgemeinschaftshaus Auflagen zur Bauschalldämmung 

erforderlich werden. 

 

12. Zum Schutz vor Lärm müssen bei Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung 

baulicher Anlagen die Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthaltsräume der Gebäude 

bewertete Gesamtbauschalldämm-Maße (R'w,ges) aufweisen, die nach der Norm DIN 

4109-1: 2018, Schallschutz im Hochbau – Teil 1: „Mindestanforderungen“ und Teil 2: 

„Rechnerische Nachweise“ zu berechnen sind mit der Gleichung   

R'w,ges = La – KRaumart  

mit La = maßgeblicher Außenlärmpegel  

mit KRaumart = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen  

                          35 dB für Büroräume und ähnliche Räume.  

 

Der Nachweis der Erfüllung dieser Anforderungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu 

erbringen. Dabei sind im Schallschutznachweis insbesondere die nach DIN 4109 

geforderten Sicherheitsbeiwerte zu beachten. 

  Die zugrunde zu legenden maßgeblichen Außenlärmpegel (La) sind aus den im 

Rahmen eines Schallgutachtens ermittelten Beurteilungspegeln abzuleiten. 

 

Eine schalltechnische Untersuchung wird im weiteren Bebauungsplanverfahren erstellt und 

nachfolgend weitere Aussagen zur konkreten Lärmbelastung in der Begründung ergänzt 

ergänzt. 

 

Begrenzung von Luftschadstoffen 

Um Luftverschmutzungen, die von zusätzlichen Einzelfeuerungsstätten ausgehen, so weit 

wie möglich einzuschränken, wird mittels textlicher Festsetzung bestimmt, dass feste 
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Heizmaterialien (insbesondere Holz, Kohle, Koks) und Heizöle im Plangebiet nicht verwendet 

werden dürfen.  

Kaminfeuerstellen, die nicht vornehmlich der Beheizung des Gebäudes dienen, sind – in 

Übereinstimmung mit der diesbezüglichen Rechtsprechung – von dem Verbot 

ausgenommen. 

 

Für die Beheizung der Neubebauung kommt demnach der Einbau einer Wärmepumpe oder 

die Versorgung mit Fernwärme oder Gas in Frage.  

Die geplante Errichtung von Photovoltaikanlagen zur solaren Energiegewinnung auf den 

Dachflächen bietet in diesem Zusammenhang gute Voraussetzungen für eine Wärmepumpe 

basierte Beheizung zugunsten einer niedrigen CO2-Bilanz im Sinne des Klimaschutzes. 

 
 
6.11 Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 

Bodendenkmal 

Das in der Denkmalliste des Landes Brandenburg verzeichnete Bodendenkmal mit der Nr. 

12104 (Rotberg Flur 1 und 3: eine Siedlung der Bronzezeit, die Kirche aus dem deutschen 

Mittelalter, der Friedhof aus dem deutschen Mittelalter, die Kirche der Neuzeit, der Dorfkern 

aus dem deutschen Mittelalter, der Friedhof der Neuzeit, der Dorfkern der Neuzeit) wird 

gemäß § 9 Abs. 6 BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 1 und 5 des Brandenburgischen 

Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG) nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. Da 

die Abgrenzung des Bodendenkmals gemäß Geoportal des Brandenburgischen 

Landesamtes für Denkmalpflege und archäologisches Landesmuseum (BLDAM) die Fläche 

im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans vollständig mit erfasst, wird in die 

Planzeichnung lediglich das entsprechende Symbol aufgenommen und zur Abgrenzung auf 

die textlichen Ausführungen zur nachrichtlichen Übernahme verwiesen. 
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7. Umweltbericht 

7.1 Erforderlicher Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung  

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bebauungsplänen eine Umweltprüfung 

durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in 

einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Die Umweltprüfung ist gemäß § 2a 

BauGB als Umweltbericht Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan. 

 

Sind aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplans Eingriffe in Natur und Landschaft zu 

erwarten, ist gemäß § 18 BNatSchG über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz 

nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden. 

 

Ein entsprechender Umweltbericht wird im weiteren Bebauungsplanverfahren – auf der 

Grundlage bereits beauftragter und noch zu beauftragender Fachgutachten und 

Untersuchungen – ergänzt. Diesbezüglich dient die frühzeitige Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 

BauGB auch dazu, den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

festzulegen und die Behörden und Träger öffentlicher Belange sind zur entsprechenden 

Äußerung im Rahmen ihrer Zuständigkeit aufgefordert. 
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8. Auswirkungen der Planung 

8.1 Auswirkungen auf Natur und Landschaft, Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

Bei Umsetzung der Bebauungsplaninhalte sind Auswirkungen auf die Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und auf das Landschaftsbild zu erwarten. 

Es kommt zu zusätzlichen Versiegelungen, zur Beseitigung von Vegetationsstrukturen und 

das bisher durch offene Wiesenflächen geprägte Orts- und Landschaftsbild ändert sich 

infolge der Neubebauung abschnittsweise. 

 

Nach Maßgabe des Bebauungsplans ist insgesamt eine Versiegelung von maximal 1.100 m² 

im Bereich der festgesetzten Gemeinbedarfsfläche zulässig (festgesetzte Grundfläche zzgl. 

Überschreitungsmöglichkeiten gemäß textlicher Festsetzung Nr. 2).  

Damit einhergehende Beeinträchtigungen der Bodenfunktion und des Wasserhaushalts 

können durch Gehölzpflanzungen (Bäume, Sträucher und Feldhecken) und Auflagen zur 

Versickerung anfallender Niederschlagswässer weitgehend vermieden bzw. kompensiert 

werden.  

Darüber hinaus gehen nach jetzigem Kenntnisstand nur Biotopstrukturen mit geringer 

Wertigkeit verloren.  

 

Artenschutz 

Der Umgang mit geschützten Tier- und Pflanzenarten wird nach § 44 BNatSchG 

(Zugriffsverbote) geregelt. Grundsätzlich ist es verboten, geschützte Tierarten zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten, den Erhaltungszustand einer lokalen Population der streng 

geschützten Tierarten und der europäischen Vogelarten durch Störung zu verschlechtern 

und die Lebensstätten der besonders geschützten Arten zu beschädigen. Besonders 

geschützte Pflanzenarten dürfen nicht entnommen oder ihre Standorte beschädigt werden. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wurden im Rahmen der durchgeführten 

artenschutzrechtlichen Erfassungen die Brutvogelarten Kohlmeise und Star mit zusammen 

zwei Brutrevieren festgestellt. Die Vögel brüten in den Baumhöhlungen der mit einer 

Erhaltungsbindung im Bebauungsplan belegten Baumstandorte. Ein unmittelbarer Verlust 

geschützter Brutstätten geht mit der Planungsumsetzung insofern nicht einher. 

 

Die Baumhöhlungen sind potentiell auch als Quartiere für Fledermäuse geeignet, werden 

aktuell aber nicht als solche genutzt. Grundsätzlich ist das gesamte Plangebiet als 

Jagdhabitat für Fledermäuse zu betrachten und es wurden Zwergfledermäuse beim Überflug 

beobachtet. Ihr Jagdrevier bleibt durch die großflächige Festsetzung öffentlicher Grünflächen 

erhalten und die nach Maßgabe des Bebauungsplans erforderlichen Gehölzpflanzungen 

fördern die Biodiversität und damit das potentielle Nahrungsangebot. 

 

Andere geschützte Tierarten wie Reptilien und Amphibien konnten im Plangebiet nicht 

nachgewiesen werden. 

 

8.2 Auswirkungen auf bestehende Nutzungen und Wohnfolgeeinrichtungen 

Das abgestimmte Nutzungskonzept für das Dorfgemeinschaftshaus überplant auch die 

vorhandenen Kinderspielplatzflächen am Karlshofer Weg. Durch eine Integration (neuer) 

Spielflächen innerhalb der Gemeinbedarfsfläche können diesbezügliche negative 

Auswirkungen vermieden werden. 
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Mit der Planung wird keine Wohnnutzung ermöglicht, zusätzliche Bedarfe im Bereich der 

sozialen Infrastruktur (Kita, Schule …) werden insofern nicht erzeugt.  

Negative Auswirkungen auf Wohnnutzungen in der Umgebung des Plangebiets durch die im 

Bebauungsplan vorgesehene Festsetzung eines Dorfgemeinschaftshauses sind nicht zu 

erwarten. 

Die schalltechnischen Auswirkungen einer temporären Grünflächennutzung als Festplatz 

und die Anordnung eines Bolzplatzes sollen gutachterlich untersucht werden. 

 

8.3 Verkehrliche Auswirkungen 

Bei Umsetzung der geplanten Nutzungen wird sich das Verkehrsaufkommen im Umfeld des 

Plangebietes vor allem bei größeren Veranstaltungen (Festplatznutzung, Familienfeiern) 

erhöhen. Es entstehen neue Quell- und Zielverkehre, die vor allem die Rotberger Dorfstraße 

und den Karlshofer Weg betreffen. Beide Straßen verfügen über den nötigen 

Ausbaustandard, um die zusätzlichen Verkehrsströme aufnehmen zu können. 

 

Eine Quantifizierung der planungsbedingten Verkehrsmengen (MIV) sowie absehbare 

Auswirkungen auf den ÖPNV, Fuß- und Radverkehr werden im weiteren 

Bebauungsplanverfahren durch einen Fachgutachter ermittelt und bewertet. 

Darüber hinaus sind Untersuchungen zum künftigen Stellplatzbedarf und zu seiner 

Unterbringung erforderlich. 

 

8.3 Auswirkungen auf die Ver- und Entsorgung 

Die Auswirkungen auf die Ver- und Entsorgung durch den dauerhaften Anschluss des 

Dorfgemeinschaftshauses und temporäre Anschlussmöglichkeiten für den Festplatz (u.a. 

Trink- und Abwasser, Gas-, Telekommunikations- und Stromleitungen) werden im weiteren 

Verfahren geprüft und entsprechende Aussagen nachfolgend ergänzt. 

 

8.4 Bodenordnende Maßnahmen und Grunderwerb 

Das Plangebiet befindet sich im Eigentum der Gemeinde Schönefeld. Maßnahmen der 

Bodenordnung sind voraussichtlich nicht erforderlich.  

 
8.5 Kosten und Finanzierung 

Der Gemeinde entstehen Kosten durch das Bebauungsplanverfahren und die Erstellung 

notwendiger Fachgutachten sowie durch die Umsetzung der Planung. 

 

 

9. Verfahren 

8.1 Aufstellungsbeschluss 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Schönefeld hat in ihrer Sitzung am 10. Juni 2020 die 

Aufstellung des Bebauungsplans 02/20 „Dorfgemeinschaftshaus Rotberg“ beschlossen 

(Beschluss 33/2020). Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte im 

Amtsblatt für die Gemeinde Schönefeld Nr. 07/20 vom 26. Juni 2020. 
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